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1  Berücksichtigung der allgemeinen Umweltbelange und der Umwelt-
belange auf Grund der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behör-
denbeteiligung 

  

1.1  Für die 14. Änderung des Flächennutzungsplanes in 8 Bereichen wurde 
eine Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Ein Umweltbe-
richt gem. § 2a BauGB als gesonderter Teil der Begründung legt die auf 
Grund der Umweltprüfung ermittelten und bewerteten Belange des Um-
weltschutzes dar.  

Die im Rahmen der frühzeitigen Behördenunterrichtung (gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB) eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen wurden 
nicht gesondert abgewogen, sondern wurden direkt bei der Erstellung 
der Entwurfsfassung vom 27.03.2025 berücksichtigt. 

Die Umweltbelange wurden bei der 14. Änderung des Flächennutzungs-
planes in 8 Bereichen wie folgt berücksichtigt: 

  
1.1.1 Abarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1a BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Landrats-
amtes Oberallgäu, Untere Naturschutzbehörde, Sonthofen: 

 Stellungnahme: 

Artenschutzrechtliche Belange, Ausgleichsflächen und Vermeidungsmaßnah-
men werden auf nachgelagerter Ebene genauer geprüft: 

Änderungsbereich I: hier wäre es seitens des Naturschutzes wünschenswert, 
wenn der Änderungsbereich mit der neuen Straße enden würde und das ge-
plante Mitarbeiterhaus nicht östlich der Straße liegen würde. In diesem Be-
reich befindet sich noch Moorboden – ein Pufferstreifen zur Konstanzer Ach 
und dem Biotopstreifen sollte erhalten bleiben. Außerdem wäre es für die Bil-
dungseinrichtung passender einen Übergang zur offenen Landschaft und na-
türlichen Vegetation zu haben, als in der Verbauung eingebettet zu sein. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungname wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich östlich der See-
straße im Änderungsbereich I wird gegenwärtig landwirtschaftlich genutzt. 
Die Bebauung (an)mooriger Böden ist, unabhängig von der naturschutz- und 
bodenschutzfachlichen Bedeutung dieser Flächen, immer auch mit baulichen 
Herausforderungen verbunden (bspw. Gründung von Gebäuden). Daher sind 
im Vorfeld konkreter Vorhaben bereits auf Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung bodenkundliche Untersuchungen notwendig, um tatsächlich 
(an)moorige Bodenflächen abgrenzen und von einer Bebauung aussparen zu 
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können. Dies erfolgt auf Ebene eines nachgelagerten Bebauungsplanes bzw. 
Baugenehmigungsverfahrens. 

Auf dieser Ebene kann auch ein Abstand zur Konstanzer Ach und dem hier 
gelegenen Biotop von mindestens der Ausdehnung des gesetzlichen Gewäs-
serrandstreifens eingehalten werden. Der Abstand wird dabei so gewählt, 
dass funktionelle Beeinträchtigungen des Biotops ausgeschlossen werden 
können. 

Die konkrete Lage einzelner Vorhaben wird auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung bzw. auf Baugenehmigungsebene festgelegt. Die in der Stellung-
nahme genannten Anregungen werden hierbei berücksichtigt und in die städ-
tebaulichen Überlegungen einbezogen. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Grundsätzlich wird durch die Änderung des Flächennutzungsplanes noch kein 
Baurecht im Sinne des § 30 BauGB geschaffen. Allein auf Grund der Flächen-
nutzungsplanänderung ergeben sich keinerlei Veränderungen für Naturhaus-
halt und Landschaftsbild. Bei der Abarbeitung der Eingriffsregelung können 
lediglich die in dieser Änderung des Flächennutzungsplanes getroffenen Vor-
gaben berücksichtigt werden. Eine vollständige und exakte Abarbeitung nach 
dem Leitfaden der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung "Bauen im Einklang 
mit Natur und Landschaft" kann nicht durchgeführt werden, da das genaue 
Maß und die Art der Nutzung auf dieser Planungsebene noch nicht bekannt 
sind. Eine Abarbeitung der Eingriffsregelung mit der konkreten Festsetzung 
von Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sowie der Festsetzung von 
eventuell erforderlichen Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich wird im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung bzw. im Rahmen der Genehmigung 
durchgeführt. 

Die Festsetzung von konkreten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. Es wird empfohlen auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung folgende Festsetzungen zu treffen 
(Konzept zur Grünordnung): 

− Festsetzung von Grünflächen insbesondere in den Randbereichen als Ein- 
und Durchgrünung sowie als Pufferzone zu geschützten Bereichen, jeweils 
ohne bauliche Anlagen. 

− Wertvolle Gehölzbestande sollten durch Pflanzbindungen erhalten werden. 

− Für die Pflanzungen in den Änderungsbereichen sollten ausschließlich 
standortgerechte, heimische Bäume und Sträucher aus einer festzuset-
zenden Pflanzliste verwendet werden dürfen. 

− Um eine Durchgrünung der Geltungsbereiche zu gewährleisten, sind auf 
der jeweiligen Grundstücksfläche eine Mindestzahl von Gehölzen aus der 
festzusetzenden Pflanzliste zu pflanzen und zu erhalten. Abgehende Ge-
hölze sind durch eine entsprechende Neupflanzung zu ersetzen. 

− Im Übergangsbereich zur freien Landschaft und in Bereichen, die an öf-
fentliche Flächen angrenzen, sollten ausschließlich Laubgehölze zulässig 
sein. 
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− Für die Außenbeleuchtung sind nur mit Lichtstrahl nach unten gerichtete, 
vollständig insektendicht eingekofferte (staubdichte) LED-Lampen oder 
nach dem Stand der Technik vergleichbare insektenschonende Lampenty-
pen mit einer max. Lichtpunkthöhe von 4,50 m über der Geländeoberkante 
zuzulassen, welche ein bernsteinfarbenes bis warmweißes Licht (Farbtem-
peratur kleiner/gleich 2.700 Kelvin) mit geringem UV- und Blauanteil auf-
weisen. 

− Der Einfriedung dienende bauliche Anlagen (z. B. Zäune, Schiebetor) soll-
ten mit Ausnahme erforderlicher Punktfundamente zur Geländeoberkante 
hin einen Höhenabstand von mind. 0,15 m zum Durchschlüpfen von Klein-
lebewesen aufweisen. 

− Die nicht baulich genutzten Grundstücksflächen (Freiflächen) sind gärtne-
risch als unversiegelte Vegetationsflächen anzulegen, zu pflegen und dau-
erhaft zu erhalten. Mit Kies, Schotter oder Steinen bedeckte Flächen, die 
einen Pflanzendeckungsgrad von weniger als 90 % aufweisen (sogenannte 
Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen nicht zulässig. 

− Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Niederschlagswas-
ser in Berührung kommen (z. B. Dachdeckungen, jedoch nicht Rinnen, Fall-
rohre, Geländer etc.) sollten Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder 
Blei unzulässig sein, sofern diese Oberflächen nicht mit geeigneten ande-
ren Materialien (z. B. Pulverbeschichtung) dauerhaft gegen Niederschlags-
wasser abgeschirmt werden. 

− Für Stellplätze und untergeordnete Wege sollten ausschließlich wasser-
durchlässige Beläge (z. B. in Splitt verlegtes Pflaster mit Rasenfuge, Drain-
fugenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen) zulässig sein. 

Der genaue Umfang der erforderlichen Ausgleichsflächen wird im Rahmen der 
verbindlichen Bauleitplanung ermittelt. 

Durch die 14. Änderung des Flächennutzungsplanes in 8 Bereichen ist nicht 
mit unüberwindbaren Hindernissen zu rechnen. Der erforderliche natur-
schutzrechtliche Ausgleichsbedarf kann auf der Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung erbracht werden. 
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1.1.2 Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt (Tiere und 
Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des BUND Na-
turschutz in Bayern e.V., Ortsgruppe Immenstadt i. Allgäu: 

 Stellungnahme: 

Änderungsbereich Bühl-Süd 1 (Hierlhof) 

Die direkt an das Baugebiet angrenzenden Uferbiotope der Konstanzer Aach 
mit ihrem wertvollen Zug- und Jagdraum für Fledermäuse werden durch das 
Bauprojekt beeinträchtigt. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Hinweis zur Leitstruktur Konstanzer Ach (und Nahrungslebensraum) wird 
zur Kenntnis genommen. Generell ist auf Flächennutzungsplanebene zu prü-
fen, ob unüberwindbare artenschutzrechtliche Konflikte dem Vorhaben ent-
gegenstehen. Der Erhalt von Leitstrukturen und damit die Vermeidung arten-
schutzrechtlich unlösbarer Konflikte ist möglich, so dass eine etwaige Betrof-
fenheit bzw. potenziell zu ergreifende Maßnahmen auf Ebene der nachgela-
gerten Bauleitplanung bzw. Baugenehmigung geprüft und bewertet werden. 

 Stellungnahme vom 15.06.2023 zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
"Hierlhof": 

Wir bedanken uns für die Beteiligung und Zugang zu den Planungsunterlagen.  

Wir sehen die Erweiterung des Hierlhofes und die veränderte Verkehrsführung 
der Seestraße unkritisch, sofern grundsätzliche Aspekte des Biotop- und Ar-
tenschutzes eingehalten werden.  

Es ist nicht nachvollziehbar, wieso Eingriffe in den ohnehin nur sehr schmalen 
Gehölzbestand (kartiertes Biotop) an der Konstanzer Aach unumgänglich sein 
sollen. Diese Gehölzstruktur ist Lebensraum und Biotopverbundstruktur für 
wandernde Arten u.a. zwischen den beiden Alpseen und sowohl entlang der 
Uferseite als auch im schmalen Grenzbereich zum bestehenden Parkplatz für 
den Naturschutz zentral wichtig. Eine Öffnung der Gehölzstruktur und eine 
Platzierung eines Wohn- und Technikgebäudes in unmittelbarer Nähe sehen 
wir aus verschiedenen Gründen sehr kritisch:  

Eine Störung des Jagdgebietes der Wasserfledermaus (und weiterer Fleder-
mausarten) entlang der Gewässerlinie kann auftreten. Zum bekannten Vor-
kommen der Wasserfledermaus (und ggf. weiterer Fledermausarten im Ge-
biet) fordern wir daher ein artenschutzrechtliches Fachgutachten, das die 
Auswirkungen der Erweiterung der touristischen Flächennutzung des Hierlho-
fes (Ausbreitung von Licht, Schall und Verlust von Deckung), insbesondere 
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auch im Bereich eines Gebäudes, das in unmittelbarer Nähe des Gewässeru-
fers platziert werden soll (Gebäude Mitarbeiter / Heizung) abschätzt.  

Bereits im jetzigen Planungsstadium sollte entsprechend berücksichtigt wer-
den, dass die Lichtausbreitung ("Lichtverschmutzung") so gering wie möglich 
gehalten und im gesamten Erweiterungsbereich mit insektenfreundlichen 
Leuchtmitteln gearbeitet werden sollte. Dies sollte zeitgleich auch entlang 
des Badweges geplant und umgesetzt werden, um eine beidseitige "Licht-
bahn" entlang der Konstanzer Ach zu vermeiden. 

Wir bitten Sie unsere Anregungen aufzunehmen und insbesondere ganz kon-
kret ein Fledermausgutachten zu beauftragen sowie die Situierung des Ge-
bäudes Mitarbeiter / Heizung grundsätzlich zu überdenken. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme vom 15.06.2023 zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
"Hierlhof" wird zur Kenntnis genommen. Diese bezieht sich jedoch auf das 
parallel laufende Bauleitplanverfahren. Die genannten Aspekte (bspw. Bio-
topschutz, Arten-schutz, Hochwasserschutz) werden auf Ebene der verbind-
lichen Bauleitplanung berücksichtigt und einer Abwägung zugeführt. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme: 

− Die Änderungsbereiche sind teilweise durch Bestandsbebauung geprägt 
und damit hinsichtlich des Eingriffs in den Naturhaushalt vorbelastet (Be-
reiche I, IV, V, VI und VII). In drei der Änderungsbereiche prägt die bauliche 
Nutzung praktisch mehr oder minder den gesamten Geltungsbereich der 
Änderung (IV, V und VII). Die flächig unversiegelten Bereiche werden in al-
len Änderungsbereichen landwirtschaftlich als Grünland genutzt. 

− Infolge der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung (häufiges Befahren, 
häufige Mahd, Ausbringung von Dünger und Pflanzenschutzmitteln, Ein-
saat von Arten des Dauergrünlands) ist die pflanzliche Artenvielfalt insge-
samt gering. Der Vegetationsbestand setzt sich, wie für die Region üblich, 
überwiegend aus Futtergräsern und -kräutern zusammen, von denen die 
meisten als Stickstoffzeiger gelten. In biotopgeschützten Teilbereichen ist 
jedoch eine erhöhte Artenvielfalt anzunehmen. In diesen Bereichen können 
besondere oder seltene Artenvorkommen von Pflanzen (bspw. Arten der 
"Roten Liste") nicht von vornherein ausgeschlossen werden. 

− Gehölze kommen innerhalb aller Änderungsbereiche (mit Ausnahme von 
VIII) vor, sind jedoch überwiegend auf die Randbereiche beschränkt. Die 
Gehölze setzen sich überwiegend aus standortheimischen Arten zusam-
men und stellen ökologisch hochwertige Elemente dar. 

− Insbesondere die unbebauten Änderungsbereiche sind aufgrund der Orts-
randlage und der fehlenden Barrieren hinsichtlich des Biotopverbundes 
auch für flugunfähige Tiere durchgängig. Die biotopgeschützten Bereiche 
(bspw. gewässerbegleitende Gehölze) haben darüber hinaus als lineare 
Grünstruktur eine hohe Bedeutung im Biotopverbund. 
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− Um das Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Arten abschätzen zu 
können, sind die Änderungsbereiche spätestens auf Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung auf das Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter 
Arten zu untersuchen. 

− Innerhalb der Änderungsbereiche und angrenzend ist kein Wald im Sinne 
des Bayerischen Waldgesetzes (Art. 2 BayWaldG) vorhanden. Ausgenom-
men hiervon ist der Änderungsbereich VIII, welcher südlich und südöstlich 
unmittelbar an eine kleinere Waldfläche angrenzt, die forstrechtlich 
höchstwahrscheinlich als Wald im Sinne des Gesetzes einzustufen ist. 

− Den Änderungsgebieten kommt zusammenfassend eine geringe (Bereiche 
IV, V und VII) bzw. mittlere Bedeutung (Bereiche I, II, III, VI und VIII) für das 
Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Durch die Bebauung der Änderungsbereiche und die damit einhergehende 
Neuversiegelung gehen die unversiegelten Flächen (hauptsächlich Grün-
land) als Lebensraum für darin vorkommende Tiere und Pflanzen verloren. 
Ob hiervon besondere oder seltene Artenvorkommen von Pflanzen (bspw. 
Arten der "Roten Liste") betroffen sind, muss auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung im Zuge einer Biotop- und Nutzungstypenkartierung nach-
gewiesen werden. 

− Höherwertigere Bereiche (bspw. die biotopgeschützten Teilbereiche) sind 
von einer Bebauung auszusparen und möglichst durch Pufferflächen vor 
unmittelbaren und funktionellen Beeinträchtigungen zu schützen. 

− Gleiches gilt für die vorkommenden Gehölzbestände, sofern diese nicht 
ohnehin innerhalb eines geschützten Biotops liegen. Diese sind, soweit 
möglich, als ökologisch hochwertige Elemente zu erhalten. 

− Das Gebiet kann in Zukunft eine höhere Artenvielfalt aufweisen. Ein Teil der 
Pflanzenarten wird jedoch höchstwahrscheinlich nicht heimisch und/oder 
standortgerecht sein. Auch bei den Tieren werden vor allem Kulturfolger 
und Ubiquisten von den Änderungen profitieren. Die Vielfalt der Lebens-
räume wird sich erhöhen (Gärten, Straßenbegleitgrün, teilversiegelte Be-
reiche usw.). Die Mehrzahl der neu entstehenden Lebensräume wird je-
doch stark anthropogen beeinflusst und aller Wahrscheinlichkeit nach 
durch hohe Nährstoffkonzentrationen geprägt sein. 

− Hinsichtlich des Biotopverbundes wird die Durchgängigkeit durch künftige 
Bebauungen insbesondere für flugunfähige Tiere eingeschränkt. Die bio-
topgeschützten Bereiche (bspw. gewässerbegleitende Gehölze) sollten 
daher auch für die Gewährleistung der Funktionalität des Biotopverbundes 
unbedingt erhalten und durch grünordnerische Maßnahmen ergänzt wer-
den. 

− Sofern im Zuge der durchzuführenden Untersuchungen artenschutzrecht-
lich relevante Arten nachgewiesen werden, sind ggf. erforderliche Maß-
nahmen zur Vermeidung und Minimierung sowie zum Ausgleich umzuset-
zen. Dies kann auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung erfolgen, da 
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zum jetzigen Stand auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung keine 
unüberwindbaren artenschutzrechtlichen Hindernisse erkennbar sind. 

− Da lediglich der Änderungsbereich VIII südlich und südöstlich unmittelbar 
an eine kleinere Waldfläche angrenzt, die forstrechtlich höchstwahrschein-
lich als Wald im Sinne des Gesetzes einzustufen ist, sind auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung entsprechende Waldabstände einzuhalten. 

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung kann das 
Ausmaß des Lebensraumverlustes reduziert werden. Es wird empfohlen, 
folgende grünordnerische Maßnahmen auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung festzusetzen: 

- Festsetzung von Grünflächen insbesondere in den Randbe-
reichen als Ein- und Durchgrünung sowie als Pufferzone zu 
geschützten Bereichen, jeweils ohne bauliche Anlagen. 

- Wertvolle Gehölzbestande sollten durch Pflanzbindungen 
erhalten werden. 

- Für die Pflanzungen in den Änderungsbereichen sollten aus-
schließlich standortgerechte, heimische Bäume und Sträu-
cher aus einer festzusetzenden Pflanzliste verwendet wer-
den dürfen. 

- Um eine Durchgrünung der Geltungsbereiche zu gewähr-
leisten, sind auf der jeweiligen Grundstücksfläche eine Min-
destzahl von Gehölzen aus der festzusetzenden Pflanzliste 
zu pflanzen und zu erhalten. Abgehende Gehölze sind durch 
eine entsprechende Neupflanzung zu ersetzen. 

- Im Übergangsbereich zur freien Landschaft und in Berei-
chen, die an öffentliche Flächen angrenzen, sollten aus-
schließlich Laubgehölze zulässig sein. 

- Für die Außenbeleuchtung sind nur mit Lichtstrahl nach un-
ten gerichtete, vollständig insektendicht eingekofferte 
(staubdichte) LED-Lampen oder nach dem Stand der Tech-
nik vergleichbare insektenschonende Lampentypen mit ei-
ner max. Lichtpunkthöhe von 4,50 m über der Geländeober-
kante zuzulassen, welche ein bernsteinfarbenes bis warm-
weißes Licht (Farbtemperatur kleiner/gleich 2.700 Kelvin) 
mit geringem UV- und Blauanteil aufweisen. 

- Der Einfriedung dienende bauliche Anlagen (z. B. Zäune, 
Schiebetor) sollten mit Ausnahme erforderlicher Punktfun-
damente zur Geländeoberkante hin einen Höhenabstand 
von mind. 0,15 m zum Durchschlüpfen von Kleinlebewesen 
aufweisen. 

- Die nicht baulich genutzten Grundstücksflächen (Freiflä-
chen) sind gärtnerisch als unversiegelte Vegetationsflächen 
anzulegen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Mit Kies, 
Schotter oder Steinen bedeckte Flächen, die einen Pflan-
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zendeckungsgrad von weniger als 90 % aufweisen (soge-
nannte Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen 
nicht zulässig. 

− Nach Betrachtung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen kann – je nach Umfang der auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung aufgenommenen, grünordnerischen Festsetzungen – der ver-
bleibende Eingriff in das Schutzgut als gering bis mittel bewertet werden. 

  

1.1.3 Schutzgut Boden und Geologie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Landrats-
amtes Oberallgäu, Bodenschutz, Sonthofen: 

 Stellungnahme: 

Bei der geplanten Änderung des Flächennutzungsplans in 8 Einzelbereichen 
sind in keinem der geplanten Änderungsbereiche Altlastenverdachtsflächen 
bekannt. Nähere Angaben zum Boden liegen nicht vor, erscheinen auf Ebene 
des Flächennutzungsplanes aber auch noch entbehrlich. In den Planberei-
chen 1 und 8 weist das Kataster Grünlandgrundzahlen von 61 bzw. bis 65 aus. 
Es handelt sich für Oberallgäuer Verhältnisse also um gute, ertragreiche Bö-
den.  

Dies sollte bei der weiteren Planung berücksichtigt werden. Grundsätzliche 
Bedenken gegen die geplanten Änderungen bestehen aus Sicht des Boden-
schutzes nicht. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Wertigkeit der Böden wird für jeden Änderungsbereich separat berück-
sichtigt, sobald konkrete Vorhaben bauleitplanerische Schritte erforderlich 
machen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. auf Baugenehmi-
gungsebene ist der sorgsame und schonende Umgang mit dem Boden ge-
setzlicher Anspruch, dem durch geeignete grünordnerische Maßnahmen so-
weit möglich Rechnung getragen wird. Die Böden werden im Zuge des dann 
erforderlichen Umweltberichts hinsichtlich ihrer Wertigkeit beschrieben und 
die unvermeidbaren Eingriffe im Zuge der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 
schutzgutübergreifend ausgeglichen. 
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 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme: 

− Aus geologischer Sicht werden die Änderungsgebiete den geologischen 
Einheiten wie folgt zugeordnet: Der I. Änderungsbereich liegt innerhalb der 
geologischen Einheiten "Mur-, Verschwemmungs- oder Bachablagerung, 
pleistozän bis holozän", "Künstliche Ablagerung" und "Talfüllung, polyge-
netisch oder fluviatil". Der II. Änderungsbereich liegt gänzlich innerhalb der 
geologischen Einheit "Talfüllung, polygenetisch oder fluviatil". Der III. Än-
derungsbereich liegt innerhalb der geologischen Einheiten "Hangablage-
rung, pleistozän bis holozän", "Mur-, Verschwemmungs- oder Bachablage-
rung, pleistozän bis holozän" und "Talfüllung, polygenetisch oder fluviatil". 
Der IV. Änderungsbereich liegt innerhalb der geologischen Einheiten "Mo-
räne (Till), würmzeitlich", "Mur-, Verschwemmungs- oder Bachablagerung, 
pleistozän bis holozän" und "Talfüllung, polygenetisch oder fluviatil". Der 
V. Änderungsbereich liegt innerhalb der geologischen Einheiten "Mur-, Ver-
schwemmungs- oder Bachablagerung, pleistozän bis holozän", "Künstliche 
Ablagerung" und "Talfüllung, polygenetisch oder fluviatil". Der VI. Ände-
rungsbereich liegt innerhalb der geologischen Einheiten "Schmelzwasser-
schotter, spätwürmzeitlich (Spätglazialterrasse)", "Talfüllung, polygene-
tisch oder fluviatil" und "Niedermoortorf, holozän". Der VII. Änderungsbe-
reich liegt gänzlich innerhalb der geologischen Einheit "Moräne (Till), 
würmzeitlich". Der VIII. Änderungsbereich liegt vollständig innerhalb der 
geologischen Einheiten "Steigbach-Schichten". 

− Hieraus haben sich folgende Bodentypen ausgebildet: Im I. Änderungsbe-
reich sind dies "Braunerde und Parabraunerde aus kiesführendem Lehm", 
"Braunerde, gering verbreitet Pseudogley-Braunerde aus grusführendem 
Lehm bis Schluffton" und "Anmoorgley, Niedermoorgley und Nassgley aus 
Lehmsand bis Lehm (Talsediment); im Untergrund carbonathaltig". Im 
II. Änderungsbereich sind dies "fast ausschließlich Anmoorgley, Niedermo-
orgley und Nassgley aus Lehmsand bis Lehm (Talsediment); im Untergrund 
carbonathaltig". Im III. Änderungsbereich sind dies "Anmoorgley, Nieder-
moorgley und Nassgley aus Lehmsand bis Lehm (Talsediment); im Unter-
grund carbonathaltig" und "Braunerde, gering verbreitet Pseudogley-
Braunerde aus grusführendem Lehm bis Schluffton". Im IV. Änderungsbe-
reich sind dies "vorherrschend Braunerde, gering verbreitet Parabraunerde 
aus kiesführendem Lehm (Deckschicht oder Jungmoräne) über Schluff- bis 
Lehmkies (Jungmoräne, carbonatisch, kalkalpin geprägt)". Im V. Ände-
rungsbereich sind dies "fast ausschließlich Anmoorgley, Niedermoorgley 
und Nassgley aus Lehmsand bis Lehm (Talsediment); im Untergrund car-
bonathaltig". Im VI. Änderungsbereich sind dies "fast ausschließlich Braun-
erde und Parabraunerde aus kiesführendem Lehm (Deckschicht oder Ver-
witterungslehm) über tiefem Carbonatsandkies bis -schluffkies (Schotter)". 
Im VII. Änderungsbereich sind dies "fast ausschließlich Braunerde (pseu-
dovergleyt) aus grusführendem Lehmsand bis Lehm ((Kalk-)Sand-, Sand-
mergel- oder Mergelstein der Molasse)". Im VIII. Änderungsbereich sind 
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dies "Pararendzinen und Braunerden aus Sand- bis Lehmkies (Konglome-
rat, carbonatisch) im Wechsel mit grusführendem Sand bis Lehm ((Kalk-
)Sandstein der Molasse)". 

− Die Böden innerhalb der Änderungsbereiche sind stellenweise durch Be-
bauung (teil)versiegelt. Die unversiegelten Anteile werden überwiegend 
landwirtschaftlich als Grünland genutzt. 

− Die Ermittlung der Wertigkeit der natürlichen Bodenfunktionen erfolgt ba-
sierend auf der Einstufung nach Reichsbodenschätzung (Bodenschätzung 
im BayernAtlas Plus, geoportal.bayern.de) sowie der Arbeitshilfe "Das 
Schutzgut Boden in der Planung" des Bayerischen Landesamtes für Um-
weltschutz. Aufgrund der hohen Heterogenität hinsichtlich der geologi-
schen Untergrundverhältnisse (siehe vorherige Absätze) kann die Bewer-
tung der Bodenfunktionen (Retentionsvermögen, Rückhaltevermögen des 
Bodens für Schwermetalle, natürliche Ertragsfähigkeit und Standortpoten-
zial für die natürliche Vegetation) für jeden Änderungsbereich separat auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung erfolgen. 

− Die Änderungsbereiche sind wie nachfolgend erläutert von Georisiken be-
troffen: Der I. Änderungsbereich weist keinerlei Georisiken auf. Im Norden 
des II. Änderungsbereiches sind kleinflächige Bereiche für "Hanganbruch 
(ohne Wald)" dargestellt. Große Teile des III. Änderungsbereiches sind 
durch möglichen "Felssturz" betroffen. Der IV. Änderungsbereich weist kei-
nerlei Georisiken auf, grenzt jedoch im Süden sehr nah an Gefahrenflächen 
für "Felssturz" an. Die Änderungsbereiche V bis VIII weisen keinerlei Geo-
risiken auf. 

− Auf den überplanten und den unmittelbar angrenzenden Flächen sind keine 
Vorkommen von Altlasten bekannt. Insbesondere in den teilbebauten Än-
derungsbereichen (Bereiche I, IV, V, VI und VII) können aufgrund der Nut-
zungen Altablagerungen nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

− Die Flächen sind aus geologischer Sicht für eine Bebauung geeignet. Mit 
landschaftstypischen und ortsüblichen Erschwernissen bei der Ausführung 
der Baumaßnahmen muss jedoch gerechnet werden. 

− Den Änderungsgebieten kommt zusammenfassend eine geringe bis mitt-
lere (Bereiche IV, V und VII) bzw. eine mittlere bis hohe Bedeutung (Berei-
che I, II, III, VI und VIII) für das Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Während der Bauzeit wird ein großer Teil der Bodenflächen in den Ände-
rungsbereichen für Baustelleneinrichtungen und Baustraßen beansprucht 
sowie durch Staub- und u. U. auch Schadstoffemissionen belastet. 

− Die durch die geplanten Baukörper und Verkehrsflächen entstehende Ver-
siegelung führt zu einer Beeinträchtigung der vorkommenden Böden. In 
den versiegelten Bereichen kann keine der Bodenfunktionen (Standort für 
Kulturpflanzen, Filter und Puffer, Ausgleichskörper im Wasserhaushalt) 
mehr wahrgenommen werden. 

− Das Gelände der Änderungsbereiche fällt in allen Fällen mehr oder minder 
stark ab. Daher kommt es zu Bodenabtragungen und -aufschüttungen, was 
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eine Veränderung des ursprünglichen Bodenprofils und -reliefs zur Folge 
hat und stellenweise zu Bodenverdichtungen führt. 

− Es sind landwirtschaftliche Ertragsflächen betroffen. Auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung ist die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Nutzflächen im Einzelfall zu bewerten. 

− Bodenaushub und -versiegelungen sollen so gering wie möglich ausfallen. 
Bei Abtrag, Lagerung und Transport des Bodens im Zuge der Baumaßnah-
men ist auf einen sorgsamen, schonenden und fachgerechten Umgang zu 
achten. Dies kann durch eine bodenkundliche Baubegleitung gewährleistet 
werden. Eine Befahrung oder Bearbeitung des Bodens bei Nässe sollte un-
ter allen Umständen verhindert werden. Vermischungen der Bodenhori-
zonte und Verdichtungen oder Verunreinigungen des Bodens sollen ver-
mieden werden. Besonders künftige Grünflächen sollen vor Bodenbeein-
trächtigungen geschützt werden, es empfiehlt sich daher die Bereiche 
während Baumaßnahmen zum Beispiel durch Bauzäune abzusperren. 
Überschüssiger Boden soll sinnvoll und möglichst vor Ort wiederverwendet 
werden. Nach Abschluss der Baumaßnahmen sollen beeinträchtigte Böden 
wiederhergestellt oder rekultiviert werden. Informationen zu einem fach-
gerechten Umgang mit dem Boden finden sich in den DIN 19731 ("Boden-
beschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial"), DIN 18915 ("Vegetati-
onstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten") und DIN 19639 "Boden-
schutz bei Planung und Durchführung von Bauarbeiten", die bei der Bau-
ausführung einzuhalten sind. 

− Überschüssiger Erdaushub ist gem. den Anforderungen des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) in Verbindung mit der Nachweis-
verordnung (NachWV) zu entsorgen. Dabei ist eine weitestgehende Ver-
wertung anzustreben. 

− Aufgrund der möglichen Betroffenheit der Änderungsbereiche durch Geo-
risiken (insbesondere Bereich II und III) sind auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung ggf. erforderliche Maßnahmen festzulegen, um die Gefah-
ren durch die jeweiligen Georisiken weitestgehend zu minimieren. 

− Auch wenn auf den überplanten und den unmittelbar angrenzenden Flä-
chen keine Vorkommen von Altlasten bekannt sind, ist die zuständige Bo-
denschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) unverzüglich zu benach-
richtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG), sofern 
bei Aushubarbeiten bzw. weiteren Erkundungen organoleptische Auffällig-
keiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenver-
änderung oder Altlast hindeuten. 

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung kann die 
Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden, Geologie und Fläche reduziert 
werden. Es wird empfohlen, folgende grünordnerische Maßnahmen auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung festzusetzen: 

- Festsetzung von Grünflächen insbesondere in den Randbe-
reichen als Ein- und Durchgrünung sowie als Pufferzone zu 
geschützten Bereichen, jeweils ohne bauliche Anlagen. 

- Die nicht baulich genutzten Grundstücksflächen (Freiflä-
chen) sind gärtnerisch als unversiegelte Vegetationsflächen 
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anzulegen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Mit Kies, 
Schotter oder Steinen bedeckte Flächen, die einen Pflan-
zendeckungsgrad von weniger als 90 % aufweisen (soge-
nannte Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen 
nicht zulässig. 

- Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Nie-
derschlagswasser in Berührung kommen (z. B. Dachdeckun-
gen, jedoch nicht Rinnen, Fallrohre, Geländer etc.) sollten 
Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzuläs-
sig sein, sofern diese Oberflächen nicht mit geeigneten an-
deren Materialien (z. B. Pulverbeschichtung) dauerhaft ge-
gen Niederschlagswasser abgeschirmt werden. 

- Für Stellplätze und untergeordnete Wege sollten aus-
schließlich wasserdurchlässige Beläge (z. B. in Splitt verleg-
tes Pflaster mit Rasenfuge, Drainfugenpflaster, Rasengitter-
steine, Schotterrasen) zulässig sein. 

− Nach Betrachtung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen kann – je nach Umfang der auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung aufgenommenen, grünordnerischen Festsetzungen – der ver-
bleibende Eingriff in das Schutzgut als gering bis hoch bewertet werden. 

  

1.1.4 Schutzgut Wasser und Wasserwirtschaft (Wasser; § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchst. a und Nr. 8 Buchst. e BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 05.06.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Wasser-
wirtschaftsamtes Kempten: 

 Stellungnahme: 

Zu oben genannter Planung (Fassung vom 27.03.2025) bestehen aus was-
serwirtschaftlicher Sicht keine grundsätzlichen Einwände.  

Wir bitten um Beachtung der folgenden fachlichen Empfehlungen und Hin-
weise: 

Ableitung von Schmutz- und Niederschlagswasser 

Niederschlagswasser 

Niederschlagswasser ist prinzipiell flächenhaft oder in Mulden bzw. Rigolen 
über den bewachsenen Oberboden zu versickern. Die technischen Anforde-
rungen für die Versickerung sind im DWA-Regelwerk A 138-1 geregelt. 

Falls das Niederschlagswasser nicht überall versickert werden kann, ist es 
über eine Niederschlagswasserkanalisation, ggf. vorbehandelt und/oder 
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durch Rückhaltung gedrosselt, in den nächsten geeigneten Vorfluter abzulei-
ten. Die technischen Anforderungen für die Einleitung sind in den DWA-Richt-
linien A 102-2 (qualitativ) sowie M 153 und A 117 (quantitativ) geregelt. 

Für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer (Grundwasser 
bzw. Oberflächengewässer) ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. 
Diese ist mit den entsprechenden Unterlagen beim Landratsamt Oberallgäu 
zu beantragen. 

Falls über eine bestehende Kanalisation eingeleitet wird, ist zu prüfen, ob die 
Erlaubnisdauer und der erlaubte Benutzungsumfang noch ausreichend sind. 

Eventuell ist hier dann eine Änderung bzw. Verlängerung des Bescheids beim 
Landratsamt Oberallgäu zu beantragen. 

Bei der Erschließungsplanung ist insbesondere nachzuweisen, ob eine Re-
genwasserbehandlung (z.B. Versickern mit Reinigung durch bewachsene 
Oberbodenpassage oder Filteranlagen) und/oder eine Regenwasserrückhal-
tung erforderlich sind.  

Es wird empfohlen die Notwendigkeit einer Regenrückhaltung frühzeitig zu 
ermitteln, damit die erforderlichen Flächen bei der Bauleitplanung berücksich-
tigt werden können. 

Wenn die Einleitung des Niederschlagwassers in eine Mischkanalisation ge-
plant werden sollte, ist dies nur möglich, wenn das Rückhaltevolumen und die 
Regenentlastung des Mischwasserkanalsystems auch entsprechend dimen-
sioniert ist. Falls dies nicht der Fall ist, ist eine entsprechende Nachrüstung 
erforderlich und die wasserrechtliche Erlaubnis hierfür zu beantragen, bzw. 
anzupassen.  

Grundsätzlich wird aber bei Neubaugebieten nach § 55, Abs. 2 WHG zwi-
schenzeitlich verlangt, diese im Trennsystem zu entwässern. Die Fortführung 
eines bestehenden Mischsystems ist hier nicht zielführend und nur in Aus-
nahmefällen mit Ausschlusskriterien angebracht. 

Bei Entwässerungsflächen kleiner 1000 m² ist ggf. eine erlaubnisfreie Versi-
ckerung unter Beachtung der NWFreiV in Verbindung mit der technischen 
Richtlinie TRENGW (Grundwasser) möglich.  

Einleitungen in Oberflächengewässer von Entwässerungsflächen kleiner 
1000m² werden in der technischen Richtlinie TRENOG (Oberflächengewäs-
ser) geregelt. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Dass gegen die Planung keine grundsätzlichen Einwände bestehen, wird zur 
Kenntnis genommen. Die Hinweise zur Ableitung von Schmutz- und Nieder-
schlagswasser werden ebenfalls zur Kenntnis genommen und im Rahmen der 
nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung bzw. Baugenehmigungsverfah-
ren berücksichtigt. 
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 Stellungnahme: 

Oberflächengewässer/ Überschwemmungsgebiete: 

Für alle Änderungsbereiche gilt: 

Wie in unseren letzten Stellungnahmen zu diesen Vorhaben (z.B. vom 
10.02.2023, AZ: 1-4621-OA 124-3672/2023) bereits dargelegt, befinden sich 
einige der hier vorgesehenen Geltungsbereiche an bzw. in unmittelbarer Nähe 
zu Gewässern.  

Demnach sind grundsätzliche folgende wasserrechtlichen Tatbestände bzw. 
wasserwirtschaftliche Belange zu nennen, die hier auch im Zusammenhang 
von weiteren Maßnahmen bzw. zukünftiger weiterer Siedlungsbebauung und 
Verfahren zu beachtet sind und auf die ggf. dabei entsprechend weiter ein-
gegangen werden muss: 

- Anlagen am Gewässer (vgl. z.B. insbesondere § 36 WHG i.V.m. BayWG) 

- Gewässerausbau (vgl. z.B. insbesondere § 67 u. 68 WHG i.V.m. BayWG) 

- Gewässerbenutzung (vgl. z.B. insbesondere § 8 ff. WHG i.V.m. BayWG)  

- Verschlechterungsverbot (vgl. z.B. insbesondere § 27 ff. WHG i.V.m. BayWG) 

- Gewässerrandsteifen (vgl. z.B. insbesondere § 38 ff. WHG i.V.m. BayWG) 

- Gewässerunterhaltung (vgl. z.B. insbesondere § 39 ff. WHG i.V.m. BayWG) 

- wild abfließendes Wasser (§ 37 ff. WHG i.V.m. BayWG) 

- Überschwemmungsgebiet (§ 76 ff. WHG i.V.m. BayWG)  

Von Anlagen bzw. Bauwerken im Bereich an/bei/neben/über/unter Gewässern 
dürfen keine schädlichen Gewässerveränderungen ausgehen bzw. die Ge-
wässerunterhaltung darf nicht wesentlich erschwert werden. Es ist zu beach-
ten, dass Hochwasserrückhalteflächen erhalten bleiben und das natürliche 
Abflussverhalten nicht wesentlich verändert wird sowie naturraumtypische 
Lebensgemeinschaften an/in Gewässern bewahrt werden und sonstige nach-
teilige Veränderungen des Zustands des Gewässers vermieden oder, soweit 
dies nicht möglich ist, ausgeglichen werden.  

Dabei ist zusätzlich zu beachten, dass uns die genauen Verläufe gerade von 
kleinen Fließgewässern oder auch ggf. davon verrohrte Abschnitte nicht ge-
nau bekannt sind.  

Uns liegen auch keine Angaben über rechnerisch ermittelte Überschwem-
mungsgebiete oder gesicherte Erkenntnisse über tatsächlich in der Vergan-
genheit dort abgelaufene Hochwasser- bzw. Starkregenereignisse vor. 

Die Kommune wird gebeten im Weiteren hinreichend zu prüfen, ob ihr hier im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit für Gewässer 3.Ordnung (vgl. z.B. Art. 22 und Art. 
39 BayWG) weitere Fließgewässer bzw. ggf. seit längerer Zeit verrohrte Ge-
wässerabschnitte und Überschwemmungsgebiete bekannt sind, bei welchen 
aufgrund des vorliegenden Vorhabens wasserwirtschaftliche Belange 
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und/oder entsprechende wasserrechtliche Tatbestände betroffen sind, die 
beachtet werden müssen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme zur räumlichen Nähe einiger Änderungsbereiche zu Ober-
flächengewässern wird zur Kenntnis genommen. Die genannten gesetzlichen 
Grundlagen, die in diesem Kontext berücksichtigt werden müssen, sind der 
Stadt bekannt und werden im nachgelagerten Bauleitplanverfahren bzw. auf 
Baugenehmigungsebene berücksichtigt und abgearbeitet. 

Es wird darauf geachtet, dass Hochwasserrückhalteflächen erhalten bleiben 
und das natürliche Abflussverhalten nicht wesentlich verändert wird, die na-
turraumtypischen Lebensgemeinschaften bewahrt werden und sonstige 
nachteilige Veränderungen des Zustands des Gewässers vermieden oder 
ausgeglichen werden. 

In diesem Zuge werden auch rechnerische oder tatsächliche Überschwem-
mungsgebiete berücksichtigt. 

Die Stadt wird das Vorkommen von Gewässern 3. Ordnung, verrohrter Ge-
wässerabschnitte und von Überschwemmungsgebieten prüfen, die über die 
digital vorliegenden Datengrundlagen bekannt sind. Auch dies erfolgt auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. auf Baugenehmigungsebene. 

 Stellungnahme: 

Änderungsbereiche (Bühl Süd) I + II + V +VI: 

Die Änderungsbereiche im Ortsteils Bühl und insbesondere die Änderungsbe-
reiche Nr. I; II; V und VI liegen in unmittelbarer Nähe zur Konstanzer Ach (hier 
Gewässer II. Ordnung).  

Das bestehende Überschwemmungsgebiet der Konstanzer Ach ist hier zwar 
bisher nicht nach Wasserrecht formal gesichert, aber im Zuge der angestreb-
ten Bebauung und höherwertigen bzw. verdichteten Siedlungsnutzung sind 
die Überschwemmungsflächen nach § 76 WHG gemäß § 77 WHG zu beachten 
und zu erhalten. 

Wir haben bei unseren letzten Stellungnahmen darauf verwiesen, dass um 
den Anforderungen bzw. Nachweisen entsprechend §§78 ff. WHG für Bauleit-
planungen oder sonstigen Satzungen nach Baugesetzbuch sinngemäß nach-
kommen zu können, das Überschwemmungsgebiet insbesondere für ein ein-
hundertjährliches Hochwasserereignis (HQ100) an diesem Gewässer noch 
prüfbar rechnerisch zu ermitteln und geeignet zu berücksichtigen ist.  

Ggf. kann die Berücksichtigung des Überschwemmungsgebietes nach Rück-
sprache mit dem Landratsamt mit prüfbaren Nachweisen nach den Vorgaben 
sinngemäß §78 und §78a ff. WHG erfolgen.  

Dies war hier u.E. insbesondere erforderlich, um aufgrund der geplanten Sied-
lungsmaßnahme eine Gefährdung bzw. Hochwasserverschärfung für Dritte 
auszuschließen, verlorengehenden Retentionsraum auszugleichen und in den 
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Baubereichen einen angemessenen Hochwasserschutz bzw. eine hochwas-
serangepasste Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
gewährleisten zu können. Wir haben auch darauf verwiesen, um ggf. eine hö-
herwertigere Nutzung der bisher teilweise überschwemmten Gebiete zu er-
möglichen, dass es neben den hydraulischen Nachweisen auch konkrete vor-
herige bauliche Umsetzung von Maßnahmen entlang der Konstanzer Ach und 
damit zuvor insbesondere eine vertiefte wasserbauliche Objektplanung, eine 
entsprechende rechtskräftige Planfeststellung/Genehmigung dieser Maßnah-
men, Grundstücksverfügbarkeiten, Finanzierung usw. bedarf. Aufgrund der 
bis zu unserer letzten Stellungahme vorherrschenden Unsicherheiten und 
Mängel, konnten wir für die bisher vorgesehene Überplanung der bestehen-
den Überschwemmungsgebietsflächen an der Konstanzer Ach in Form einer 
Flächennutzungsplanänderungen in diesen Bereichen damals noch keine po-
sitive Stellungnahme abgeben. 

Seit dieser letzten Stellungnahme vom 10.02.2023 hat die Stadt Immenstadt 
auch zusammen mit dem Eigentümer des Übernachtungsbetriebes Hierl-Hof 
umfangreiche Planungen zusammen mit hydraulischen Nachweisen durch 
das Ing.-Büro Dr. Koch gerade im Bereich und Umfeld bzw. im Überschwem-
mungsgebiet an der Konstanzer-Ach insbesondere für die Änderungsberei-
che Nr. I; V und VI (Bereich Hierl, Bereich Alpseehaus, Umfeld der alten 
Schmiede/Fischerweg) unternommen. Diese umfangreichen Planungen und 
Nachweise bildeten dann die Grundlage für ein mittlerweile gelaufenes was-
serrechtliches Planfeststellungsverfahren, welches mit dem Planfeststel-
lungsbescheid des LRA OA vom 06.03.2025 (AZ: 22.3-641.10-24/15; D-1330) 
seinen Abschluss fand. 

Die entsprechenden Möglichkeiten einer höherwertigen Nutzung bzw. Sied-
lungsentwicklung in den vorliegenden Änderungsbereiche Nr. I; V und VI ist 
aus wasserwirtschaftlicher Sicht ausdrücklich an die planfestgestellten Pla-
nungen bzw. Maßnahmen mit entsprechenden Vorgaben, Bedingungen und 
Auflagen geknüpft. In dieser Planfeststellung wurden auch sinngemäß die Be-
lange des §78 WHG und dessen Ausnahmenvoraussetzungen abgehandelt. 

Diese Planfeststellung hat wohl mittlerweile Rechtskraft bekommen, aber un-
seres Wissens wurde mit der konkreten Umsetzung der nötigen baulichen 
Maßnahmen noch nicht begonnen. Es stellt sich für uns daher die Frage, ob 
die konkrete Änderung des Flächennutzungsplanes hier in diesen Änderungs-
bereichen Nr. I; V und VI bereits aufgrund einer solchen rechtskräftigen Plan-
feststellung, aber noch ohne bauliche Umsetzung von unbedingt nötigen 
Maßnahmen, vorgenommen werden kann. In negativer Erinnerung ist uns 
hierzu eine Flächennutzungsplanänderung schon vor einigen Jahren der 
Stadt Immenstadt um den Ortsteil Werdenstein, die eben teilweise auch auf 
Grundlage eines 2010 rechtskräftig planfestgestellten Hochwasserschutz-
projektes am Fleschermühlbach beruhte. Dieses Hochwasserschutzprojekt 
wurde aber seither wohl aufgrund hoher Baukosten und mangelnder Grund-
stücksverfügbarkeit nicht baulich umgesetzt und die Rechtkraft der wasser-
rechtlichen Planfeststellung ist mittlerweile (>5Jahre) erloschen. 
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Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Aufgrund der räumlichen Nähe einiger Änderungsbereiche zu Oberflächenge-
wässern erfolgt auf Ebene der nachgelagerten Bauleitplanung bzw. Bauge-
nehmigung eine Bewertung der digital vorliegenden bzw. tatsächlichen Hoch-
wassersituation. Dabei ist jeder Änderungsbereich im Einzelfall zu betrachten 
und im Zweifel mittels gutachterlicher Prüfungen zu bewerten, um eine fach-
lich fundierte und rechnerisch vermittelbare Einschätzung der Hochwasser-
gefährdungslage zu erhalten und die Belange auch von wild abfließendem 
Wasser (gemäß § 37 WHG) beurteilen zu können. Sofern im Ergebnis erfor-
derlich, werden Schutzvorkehrungen festgelegt (bspw. hochwasserange-
passte Bauweise) oder Ausgleich für Retentionsraum geschaffen. Zudem 
kann im Zuge der jeweiligen Entwässerungskonzeption eine schadlose Ablei-
tung von Niederschlagswasser dargelegt werden. 

Die in der Stellungnahme erwähnten hydraulischen Nachweise durch das 
Ing.-Büro Dr. Koch im Bereich und Umfeld der Konstanzer-Ach, die zwischen-
zeitlich mit dem Planfeststellungsbescheid des Landratsamtes Oberallgäu 
vom 06.03.2025 (AZ: 22.3-641.10-24/15; D-1330) abgeschlossen sind, ent-
halten konkrete bauliche Maßnahmen (bspw. zu Hochwasserschutz und Re-
tentionsraumausgleich) sind noch nicht umgesetzt. Durch die Änderung des 
Flächennutzungsplanes wird noch kein Baurecht im Sinne von § 30 BauGB 
geschaffen. Die Änderung des Flächennutzungsplanes in den Änderungsbe-
reichen I, V und VI ist daher auch ohne Umsetzung der Maßnahmen der 
rechtskräftigen Planfeststellung möglich. Die Umsetzung dieser Maßnahmen 
muss jedoch spätestens dann erfolgen, wenn die Stadt durch konkrete Vor-
haben bauleitplanerisch tätig wird oder im Zuge eines Baugenehmigungsver-
fahrens der Hochwasserschutz für einen bestimmten Änderungsbereich 
fachlich begründet werden muss. Dies ist ohne Umsetzung der Maßnahmen 
in den oben genannten Änderungsbereichen nicht möglich.  Der Stadt ist be-
wusst, dass sie diese Umsetzung Bedingung ist, um im Rahmen der verbind-
lichen Bauleitplanung tätig zu werden und wird dies im Rahmen und in Aus-
übung ihrer Planungshoheit entsprechend berücksichtigen. Für die Ebene der 
lediglich vorbereitenden Bauleitplanung wird jedoch nicht das Erfordernis ge-
sehen, die Umsetzung der Maßnahme abzuwarten. Auf dieser Ebene lässt 
sich feststellen/festhalten, dass eine Lösungsmöglichkeit im Rahmen der Um-
setzung/verbindlichen Bauleitplanung besteht, welche sodann zwingend be-
achtet werden muss. Die Stadt wird dafür Sorge tragen, dass das genannte 
Negativbeispiel um den Ortsteil Werdenstein keine Wiederholung bekommt. 

 Stellungnahme: 

Redaktionelle Anmerkung zu den Bezeichnungen in den verschiedenen Un-
terlagen: 

In den demnach hier vorliegenden Unterlagen zur vorgesehenen Änderung 
des Flächennutzungsplanes im Bereich Bühl ist von entsprechenden "Ände-
rungsbereichen" die Rede die mit entsprechenden römischen Ziffern I. bis VI. 
durchnummeriert sind. Die in den Unterlagen der o.g. wasserrechtlichen Plan-
feststellung vorgesehen grundsätzlichen "Maßnahmenbereiche", die sich teil-
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weise eben in den Änderungsbereichen der Flächennutzungsplanung befin-
den, sind leider ebenfalls mit römischen Ziffern I. bis VIII. durchnummeriert. 
Auf diese Maßnahmenbereiche der Planfeststellung wird aber wiederum in 
den vorliegenden textlichen Unterlagen zu Flächennutzungsplanänderung 
auch verwiesen. 

Die Änderungsbereiche des Flächennutzungsplanes und die Maßnahmenbe-
reiche der Planfeststellung sind aber weder örtlich noch fachlich genau de-
ckungsgleich und die gleichen römischen Nummerierungen haben jeweils 
nichts miteinander zu tun. Dadurch ist die Lesbarkeit und das Verständnis in 
den vorliegenden Unterlagen teilweise sehr erschwert, da je nach den darin 
gerade erläuterten bzw. dargestellten Umständen beide zunächst vermeint-
lich gleichen römischen Nummerierungen für unterschiedliche Sachverhalte 
verwendet werden. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Dass durch die doppelte Verwendung von römischen Ziffern sowohl bei den 
Änderungsbereichen der Flächennutzungsplanänderung als auch bei den 
Maßnahmenbereichen der wasserrechtlichen Planfeststellung die Lesbarkeit 
bzw. das Verständnis der Unterlagen erschwert ist, ist nachzuvollziehen. Der 
Umstand der doppelten Verwendung ergibt sich aus der Tatsache, dass beide 
Verfahren unabhängig voneinander und von verschiedenen Planungsbüros in 
die Wege geleitet und durchgeführt wurden. Nach Ansicht der Stadt Immen-
stadt im Allgäu würde jedoch eine Umbenennung im Nachhinein - zum Ende 
des jeweiligen Verfahrens hin, nachdem über lange Zeit mit den entsprechen-
den Benennungen gearbeitet wurde - zu noch größerer Verwirrung führen. 
Zudem wird in der Flächennutzungsplanänderung nur an einer Stelle auf die 
Maßnahmen aus der wasserrechtlichen Planfeststellung verwiesen, und die 
dort bezifferten Maßnahmen sind eindeutig einem eingefügten Plan zuzuord-
nen. Aus diesem Grund wird es als sinnvoller erachtet, die gewählte Numme-
rierung beizubehalten. 

 Stellungnahme: 

Der etwas weiter im Süden gelegene Änderungsbereich II liegt zwar auch 
nahe anliegend zur Konstanzer Ach, aber in einer Höhenlage über der steilen 
Gewässerböschung, so dass der Änderungsbereich II nicht von Hochwasser 
(HQ100) aus der Konstanzer Ach betroffen ist. Die o.g. grundsätzlichen An-
merkungen und Anforderung aufgrund der Nähe dieses Änderungsbereichs 
zum Gewässer gelten vom Grundsatz aber auch hier. Gerade was auch die 
Einhaltung eines geeigneten Gewässerrandstreifens und die Gewährleistung 
der Zugänglichkeit und Vermeidung von Erschwernissen für Gewässerunter-
halt anbelangt, zumal auch der gewässerbegleitende Uferbewuchs als Biotop 
nach Naturschutzgesetz kartiert ist (Biotop Nr. 8427-1180). 
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Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Wie oben bereits erwähnt erfolgt auf Ebene der nachgelagerten Bauleitpla-
nung bzw. Baugenehmigung eine Bewertung der digital vorliegenden bzw. 
tatsächlichen Hochwassersituation. Dabei ist jeder Änderungsbereich im Ein-
zelfall zu betrachten und im Zweifel mittels gutachterlicher Prüfungen zu be-
werten, um eine fachlich fundierte und rechnerisch vermittelbare Einschät-
zung der Hochwassergefährdungslage zu erhalten und die Belange auch von 
wild abfließendem Wasser (gemäß § 37 WHG) beurteilen zu können. 

In räumlicher Nähe zu Gewässern wird der gesetzlich geforderte Gewässer-
randstreifen eingehalten, die Zugänglichkeit gewährleistet und Erschwernisse 
für den Gewässerunterhalt vermieden. Die räumliche Nähe zu Biotopen wird 
dahingehend berücksichtigt, dass entsprechende Abstände eingehalten wer-
den, um funktionelle Beeinträchtigungen zu vermeiden. Zudem können zu-
sätzliche grünordnerische Maßnahmen in Betracht gezogen werden (bspw. 
Bepflanzungen im Abstandsbereich), um den Schutz der Biotope zu gewähr-
leisten. Ein unmittelbarer Eingriff in biotopgeschützte Strukturen ist in keinem 
der Änderungsbereiche vorgesehen und angedacht. 

 Stellungnahme: 

Änderungsbereich (Bühl Süd) III: 

Im Bereich bzw. auch unmittelbar anliegend an den Änderungsbereich III ver-
läuft der Unterlauf des örtlich auch als Morgenbach bezeichneten ausgebau-
ten Wildbachs. Durch die Flächennutzungsplanänderung von bisher "Ruhen-
dem Verkehr" in eine Fläche für die Landwirtschaft sind keine wasserwirt-
schaftlichen Belange betroffen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Dass im Änderungsbereich III keine wasserwirtschaftlichen Belange betroffen 
sind, wird zur Kenntnis genommen. 

 Stellungnahme: 

Änderungsbereich IV: 

Der südlich neben der B308 gelegene Änderungsbereich IV liegt in deutlichem 
Abstand und deutlich höher als die Konstanzer Ach, so dass der Änderungs-
bereich IV nicht von Hochwasser (HQ100) aus der Konstanzer Ach betroffen 
ist. Der Bereich ist bereits mit dem Feuerwehrhaus bebaut. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Dass der Änderungsbereich IV nicht von Hochwasser aus der "Konstanzer 
Ach" betroffen ist, wird zur Kenntnis genommen. 
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 Stellungnahme: 

Änderungsbereich (Stein-Kirchbichl) VII: 

Hier sind insbesondere die von der Stadt Immenstadt erst kürzlich plange-
nehmigten und auch schon baulich umgesetzten Hochwasserschutzmaßnah-
men am Riedtobelbach im Umfeld des Kindergartens Steins zu beachten. Die 
Maßnahmen und Bauwerke des Hochwasserschutzes dort (z.B. der Bypass-
kanal inklusive Ein- und Auslaufbauwerken) dürfen durch zukünftige Maßnah-
men, Nutzungen oder Siedlungsentwicklungen nicht in der Funktion, Dauer-
haftigkeit, Statik, Zugänglichkeit, Betrieb und Unterhalt negativ beeinträchtigt 
werden. Wir empfehlen daher, in der Bauleitplanung gerade entlang bzw. über 
der Bypasskanalleitung einen entsprechend nicht überbaubaren bzw. einge-
schränkt nutzbaren Schutzstreifen zu kennzeichnen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Beim Änderungsbereich VII werden die von der Stadt bereits baulich umge-
setzten Hochwasserschutzmaßnahmen am Riedtobelbach dahingehend be-
achtet, dass die Maßnahmen und Bauwerke nicht hinsichtlich Funktion, Dau-
erhaftigkeit, Statik, Zugänglichkeit, Betrieb und Unterhalt negativ beeinträch-
tigt werden. Dies erfolgt im nachgelagerten Bauleitplanverfahren bzw. auf 
Baugenehmigungsebene. Die in der Stellungnahme genannte Empfehlung zur 
Kennzeichnung eines Schutzstreifens wird dabei in die städtebaulichen Über-
legungen einbezogen. 

 Stellungnahme: 

Änderungsbereich (Stein-Eichwald) VIII: 

In diesem geneigten Grundstück ist uns kein Oberflächengewässer bekannt. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Dass im Änderungsbereich VII kein Oberflächengewässer bekannt ist, wird zur 
Kenntnis genommen. 

 Stellungnahme: 

Starkregen/Wildabfließendes Wasser 

Für alle Änderungsbereiche gilt: 

Die vorgesehenen Geltungsbereiche liegen teilweise unterhalb bzw. in deut-
lich geneigten Hangbereichen. Bei der Erschließungsplanung und der Planung 
der einzelnen Bauvorhaben ist deshalb auf die Gefahr von wild abfließendem 
Wasser bei lokalem Starkniederschlag zu achten. Dies gilt insbesondere auch 
bei der Planung von Kellerabgängen, Kellerfenstern und Lichtschächten, so-
wie Haus- und Terrasseneingängen. 

Gebäude sind auch abseits von oberirdischen Gewässern vielfältigen Gefah-
ren durch Wasser (Starkregen, Sturzfluten, hohe Grundwasserstände) ausge-
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setzt. So können überall Überflutungen der Straßen bei Starkregenereignis-
sen oder in Hanglagen Sturzfluten durch lokale Unwetterereignisse auftreten. 
Bei urbanen Sturzfluten sind keine nennenswerten Vorwarnzeiten möglich. 

Wir empfehlen daher das Auftreten urbaner Sturzfluten und ihrer Auswirkun-
gen bei der Aufstellung von Bauleitplanungen zu prüfen und ggf. Maßnahmen 
in die Planungsunterlagen zu integrieren.  

Für die Änderungsbereiche Nr. I; V und VI wird in den o.g. wasserrechtlichen 
Planfeststellungsunterlagen bzw. in den darin enthaltenden hydraulischen Er-
läuterungen und Berechnungen vom Büro Dr. Koch schon auch auf das wild-
abfließende Wasser bzw. der Sturzflut (darin als "pluviale" Ereignisse bezeich-
net) eingegangen und auch schon entsprechende Vorgaben bzw. Maßnah-
men zu Beherrschung des wild abfließenden Wassers nachrichtlich aufge-
zeigt. Die Erkenntnisse daraus sind zu beachten. 

Des Weiteren empfehlen wir einen Hinweis für Planer und Bauherren aufzu-
nehmen, unabhängig von der Gewässernähe oder den bisher bekannten 
Grundwasserständen, einen Keller wasserdicht und auftriebssicher auszufüh-
ren. Das bedeutet auch, dass z.B. alle Leitungs- und Rohrdurchführungen 
dicht sein müssen. Besonderes Augenmerk ist dabei auch auf die geeignete 
Planung und Ausführung von Kellerabgängen, Kellerfenstern und Licht-
schächten, sowie Haus- und Terrasseneingängen zu legen. Tiefgaragenab-
fahrten sind so auszubilden, dass die Tiefgarage und der Keller nicht durch 
Starkregen oder hohe Grundwasserstände geflutet werden.  

Das Erdgeschoß der Gebäude sowie Lichtschächte, Öffnungen und Trep-
penabgänge soll zur Sicherheit vor Wassergefahren ausreichend über vor-
handenem Gelände bzw. über dem jeweiligen Straßenniveau liegen und alles 
unter dieser Ebene wasserdicht sein. 

Wir verweisen auf die entsprechenden Anforderungen des § 37 Abs. 1 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) (insbesondere Nachbarschutz). 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Wie oben bereits erwähnt erfolgt auf Ebene der nachgelagerten Bauleitpla-
nung bzw. Baugenehmigung eine Bewertung der digital vorliegenden bzw. 
tatsächlichen Hochwassersituation. Dabei ist jeder Änderungsbereich im Ein-
zelfall zu betrachten und im Zweifel mittels gutachterlicher Prüfungen zu be-
werten, um eine fachlich fundierte und rechnerisch vermittelbare Einschät-
zung der Hochwassergefährdungslage zu erhalten und die Belange auch von 
wild abfließendem Wasser (gemäß § 37 WHG) beurteilen zu können. Hierbei 
werden die vorliegenden Ergebnisse der hydraulischen Erläuterungen und 
Berechnungen vom Büro Dr. Koch hinsichtlich entsprechender Vorgaben bzw. 
Maßnahmen berücksichtigt. 

Der empfohlene Hinweis für Planer und Bauherren wird im nachgelagerten 
Bauleitplanverfahren aufgenommen. 
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 Stellungnahme: 

Die weiteren Empfehlungen und Hinweise zu wasserwirtschaftlichen Belan-
gen unserer letzten Stellungnahmen wurden u.E. in ausreichender Weise be-
rücksichtigt bzw. bedürfen keiner Ergänzung. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Dass die weiteren Empfehlungen und Hinweise zu wasserwirtschaftlichen Be-
langen der letzten Stellungnahmen in ausreichender Weise berücksichtigt 
wurden, wird zur Kenntnis genommen. 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des BUND Na-
turschutz in Bayern e.V., Ortsgruppe Immenstadt i. Allgäu: 

 Stellungnahme: 

Die Risiken durch Hochwasser und auch für Starkregenereignisse (Hangwas-
ser vom Horn) werden in Zukunft zunehmen. Unter diesen Aspekten erscheint 
uns die bisher noch nicht ausgeschlossene Errichtung einer Hackschnitzel-
heizanlage hoch problematisch. Alle weiteren Aspekte sind unseren Stellung-
nahmen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Hierlhof" vom 15.6.2023 
und zum Planfeststellungsverfahren Hochwasserschutzmaßnahmen Bühl-
Mitte vom 21.10.2024 zu entnehmen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der konkrete Zusammenhang zwischen der Errichtung einer Hackschnitzel-
heizanlage und dem Risiko durch Hochwasser im Zuge von Starkregenereig-
nissen kann nicht nachvollzogen werden und wird in der Stellungnahme auch 
nicht konkreter beleuchtet. So sind alle baulichen Vorhaben grundsätzlich 
hinsichtlich der Gefahr durch wild abfließendes Hangwasser zu bewerten, um 
Beeinträchtigungen für Ober-, An- und Unterlieger auszuschließen (gemäß § 
37 WHG). Daher muss für jeden Änderungsbereich eine separate Einschät-
zung und Bewertung der Hochwassergefahr auch durch wild abfließendes 
Wasser erfolgen. Dies ist auf Ebene der nachgelagerten Bauleitplanung bzw. 
auf Baugenehmigungsebene möglich. 

 Stellungnahme vom 15.06.2023 zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
"Hierlhof": 

Zusätzlich spricht die Hochwassersituation gegen eine allzu nahe Bebauung 
am Ufer der Konstanzer Ach. Bereits 2011 bei der Entwicklung des Konzeptes 
„Bühl Süd“, das dann durch eine Bürgerbeteiligung zurückgenommen wurde, 
war gerade der Hochwasserschutz eines der ausschlaggebenden Argumente 
gegen eine ufernahe Bebauung (und noch viel mehr gegen eine Straßenque-
rung der Konstanzer Ach).  

Das hydrologische Gutachten schreibt zwar, dass keine gravierenden Auswir-
kungen auf den Planungsbereich der touristischen Flächen zu erwarten sind, 
jedoch ist das Gebäude Mitarbeiter / Heizung offenbar nicht berücksichtigt 
bzw. nicht gesondert betrachtet worden. 



 

 Stadt Immenstadt im Allgäu  Zusammenfassende Erklärung zur  
14. Änderung des Flächennutzungsplanes in 8 Bereichen  

zur Fassung vom 24.07.2025  

Seite 24 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nicht nachvollziehbar ist weiterhin, ob das geminderte Kompensationsvolu-
men des bebauten Gebietes im Vergleich zur jetzt bestehenden Wiese be-
achtet wurde und auch der von Westen zufließende Hornbach im Falle eines 
Starkregenereignisses (wie vor einigen Jahren geschehen) mitbedacht 
wurde.  

Unklar bleibt weiterhin, wo im Bereich der Konstanzer Ach der verlorene Re-
tentionsraum neu geschaffen werden soll – Informationen hierzu beeinflussen 
die Einschätzung der Auswirkungen des gesamten Vorhabens erheblich.  

Wir bitten Sie unsere Anregungen aufzunehmen und insbesondere ganz kon-
kret ein Fledermausgutachten zu beauftragen sowie die Situierung des Ge-
bäudes Mitarbeiter / Heizung grundsätzlich zu überdenken. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme vom 15.06.2023 zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
"Hierlhof" wird zur Kenntnis genommen. Diese bezieht sich jedoch auf das 
parallel laufende Bauleitplanverfahren. Die genannten Aspekte (bspw. Bio-
topschutz, Artenschutz, Hochwasserschutz) werden auf Ebene der verbind-
lichen Bauleitplanung berücksichtigt und einer Abwägung zugeführt. 

 Stellungnahme vom 05.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Abwasser-
verbandes Obere Iller, Sonthofen: 

 Stellungnahme: 

Von Seiten des Abwasserverbandes Obere Iller bestehen keine Einwände. 

Entwässert wird über die Ortskanalisation der Stadt/Gemeinde zum AOI-
Sammler. Es entstehen keine Beeinträchtigungen am Anschlusssammler. 

Zu beachten ist die aktuell gültige Ortsentwässerungssatzung der zuständi-
gen Stadt/Gemeinde. 

Nicht behandlungsbedürftiges Regenwasser von Straße-, Hof,- und Dachflä-
chen sollte auf dem Grundstück gezielt versickert werden oder in ein oberir-
disches Gewässer eingeleitet werden, hierbei sind die gesetzlichen Regeln zu 
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beachten. Ein naturnaher Umgang mit Regenwasser ist anzustreben. Bei Ein-
leitung von Behandlungsbedürftigem Regenwasser sollte der Abfluss auf eine 
natürliche Abflussspende reduziert werden. Das Einleiten von Drainagewas-
ser ist untersagt. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Dass seitens des Abwasserverbandes Obere Iller keine Einwände bestehen, 
wird zur Kenntnis genommen. Die aktuell gültige Ortsentwässerungssatzung 
wird im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanungen bzw. 
Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt, ebenso die weiteren Hinweise 
bezüglich der Behandlung von Niederschlagswasser. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme, Schutzgut Wasser / Wasserwirtschaft: 

− Innerhalb der Änderungsbereiche I, II, III, IV, V, VII und VIII befinden sich 
keine Oberflächengewässer. Dennoch verlaufen in zahlreichen Fällen in 
unmittelbarer Nähe Oberflächengewässer (bspw. "Konstanzer Ach" östlich 
vom I. Änderungsbereich, "Kleiner Alpsee" östlich bzw. nördlich vom II. und 
III. Änderungsbereich). Im Westen des VI. Änderungsbereiches verläuft die 
"Konstanzer Ach". 

− Hinsichtlich der Grundwasserverhältnisse liegen keine genauen Kenntnisse 
vor. Aufgrund der Untergrundverhältnisse ist zumindest stellenweise mit 
hoch anstehendem Grundwasser zu rechnen. 

− Die Änderungsbereiche befinden sich in keinem bestehenden oder geplan-
ten, öffentlichen Trinkwasserschutzgebiet und in keinem wasserwirt-
schaftlichen Vorranggebiet Wasserversorgung. 

− In einigen Änderungsbereichen fallen aufgrund der Bestandsbebauung be-
reits Abwässer an (Bereiche I, IV, V, VI und VII). 

− Anfallendes Niederschlagswasser versickert breitflächig über die belebte 
Oberbodenschicht bzw. fließt oberflächig über diese ab. In einzelnen Fäl-
len, insbesondere in den Änderungsbereichen mit vorhandener Bestands-
bebauung, ist auch eine vorhandene Entwässerungskonzeption anzuneh-
men. 

− Die vorhandene Bestandsbebauung ist an die städtische Ver- und Entsor-
gungsleitungen angeschlossen. 

− Alle Änderungsbereiche liegen gemäß den digital vorliegenden Abgrenzun-
gen des BayernAtlas (Kategorie "Umwelt und Naturgefahren") vollständig 
außerhalb ausgewiesener hochwassergefährdeter Flächen für extreme 
(HQextrem) oder hundertjährige (HQ100) Hochwasser. Aufgrund der Gewäs-
sernähe (siehe erster Absatz) können Überschwemmungen durch außer-
gewöhnliche Hochwassersituationen jedoch nicht gänzlich ausgeschlos-
sen werden. Zudem wurde vom Ingenieurbüro Dr.-Ing. Koch eine "Stellung-
nahme zur Hydraulischen Situation am Auslauf des Alpsees in Immenstadt 
/ Bühl" (Fassung vom 07.06.2021) erstellt. Diese hatte zum Zweck die be-
stehende hydraulische Situation am Auslauf des Alpsees zu beschreiben 
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und die Auswirkungen zu geplanten Maßnahmen abzuschätzen. Hierbei 
wurde das aus dem Jahr 2011 vorliegende Berechnungsmodell herangezo-
gen und anhand diesem der höchste, jemals dokumentierte Wasserstand 
im Alpsee aus dem Jahr 1999 nachgerechnet. Gemäß dieser Stellung-
nahme sind die Änderungsbereiche I, V, und VI von maximalen Überflu-
tungstiefen der beiden Alpseen betroffen, wobei diese im östlichen Ände-
rungsbereich I bis etwa 0,30 m reichen. Die Änderungsbereiche V und VI 
sind hingegen flächig von Überflutungstiefen bis etwa 0,5 m betroffen, in 
den Randbereichen der Konstanzer Ach und deren Flussverlauf werden 
auch 2,00 m erreicht. 

− Das Gelände der Änderungsbereiche fällt in allen Fällen mehr oder minder 
stark ab. Daher kann es bei Starkregenereignissen zum oberflächigen Zu- 
und Abfluss von Niederschlagswasser kommen. 

− Den Änderungsgebieten kommt zusammenfassend eine geringe bis mitt-
lere (Bereiche IV, V und VII), eine mittlere (Bereiche I, II, III und VIII) bzw. 
eine hohe Bedeutung (Bereich VI) für das Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung, Schutzgut Wasser / Wasserwirtschaft: 

− Für die innerhalb bzw. in unmittelbarer Nähe verlaufenden Gewässer sind 
auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung die gesetzlich geforderten Ge-
wässerrandstreifen gemessen ab Mittelwasserstand/Böschungsoberkante 
einzuhalten. Diese sind von baulichen und sonstigen Anlagen freizuhalten. 
Die Gehölzbestände in den Uferbereichen sollten, unabhängig von einem 
Schutzstatus, mittels einer Pflanzbindung als zu erhalten festgesetzt wer-
den. 

− Die Bebauung der Änderungsbereiche hat eine Veränderung des Wasser-
haushaltes zur Folge. Die Versickerungsleistung und damit auch die Grund-
wasserneubildungsrate nehmen ab, da Flächen versiegelt werden. Infolge-
dessen verringert sich unter Umständen in geringem Umfang auch die 
Grundwasserneubildungsrate. Die Auswirkungen der Versiegelung können 
durch geeignete Festsetzungen zur Niederschlagswasserbehandlung mi-
nimiert werden. 

− Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser haben die Bauher-
ren gem. § 49 Absatz 2 WHG bei der Unteren Wasserbehörde des Landrat-
samtes unverzüglich anzuzeigen. Die Untere Wasserbehörde trifft die er-
forderlichen Anordnungen. 

− Bestehende oder geplante, öffentliche Trinkwasserschutzgebiete und 
wasserwirtschaftliche Vorranggebiete Wasserversorgung sind nicht von 
den Vorhaben betroffen. 

− Durch die Neubebauungen fallen künftig Abwässer an. In den bereits be-
bauten Gebieten erhöht sich die anfallende Abwassermenge. Das 
Schmutzwasser ist schadlos und möglichst im Trennsystem zu entsorgen. 
In der Kläranlage des AZV Kempten kann es nach dem Stand der Technik 
gereinigt werden. 

− In den Änderungsbereichen ist Niederschlagswasser von versiegelten Flä-
chen, soweit dies aufgrund der Bodenbeschaffenheit möglich ist, auf den 
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Grundstücken über die belebte Bodenzone (z. B. Muldenversickerung, Flä-
chenversickerung) in den Untergrund zu versickern. Die konkrete Entwäs-
serungsplanung kann auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung festge-
legt werden. 

− Die Wasserversorgung der Gebiete erfolgt durch den Anschluss an die 
städtische Trinkwasserversorgung. 

− Zwar liegen alle Änderungsbereiche außerhalb ausgewiesener hochwas-
sergefährdeter Flächen für extreme (HQextrem) oder hundertjährige (HQ100) 
Hochwasser. Aufgrund der Gewässernähe können Überschwemmungen 
durch außergewöhnliche Hochwasser nicht gänzlich ausgeschlossen wer-
den. Zudem sind gemäß "Stellungnahme zur Hydraulischen Situation am 
Auslauf des Alpsees in Immenstadt / Bühl" des Ingenieurbüro Dr.-Ing. Koch 
(Fassung vom 07.06.2021) die Änderungsbereiche I, V, und VI von maxima-
len Überflutungstiefen der beiden Alpseen betroffen. Im Zuge des Plan-
feststellungsverfahrens Bühl-Mitte wurden von der Alpstein GmbH Maß-
nahmen zum Hochwasserschutz und zum Retentionsraumausgleich ent-
lang der Konstanzer Ach festgelegt (siehe "Erläuterungsbericht zum Plan-
feststellungsverfahren Bühl-Mitte", in der Fassung vom 12.08.2024). Diese 
werden unter Ziffer 5 des Erläuterungsberichtes ("Art und Umfang des Vor-
habens") genannt und erläutert. Durch die Maßnahmen werden die gegen-
ständlichen Änderungsbereiche I, V und VI vor Hochwasser geschützt. 

− Gebäude sind auch abseits von oberirdischen Gewässern vielfältigen Ge-
fahren durch Wasser (Starkregen, Sturzfluten, hohe Grundwasserstände) 
ausgesetzt. Aufgrund des in allen Änderungsbereichen mehr oder minder 
stark abfallenden Geländes, kann es in Folge von Starkregenereignissen 
bei lokalen Unwetterereignissen zu oberflächigem Zu- und Abfluss von 
Niederschlagswasser kommen. Bei urbanen Sturzfluten sind keine nen-
nenswerten Vorwarnzeiten möglich. 

− Um sicherzustellen, dass für die geplanten Gebäude diesbezüglich keine 
Gefährdung entsteht, sind in künftigen Bebauungsplänen Hinweise zum 
Überflutungsschutz für Planer und Bauherren aufzunehmen, welche bei 
der Umsetzung der Bauvorhaben zu berücksichtigen sind. Das bedeutet 
auch, dass z. B. alle Leitungs- und Rohrdurchführungen dicht sein müssen. 
Besonderes Augenmerk ist dabei auch auf die geeignete Planung und Aus-
führung von Kellerabgängen, Kellerfenstern und Lichtschächten, sowie 
Haus- und Terrasseneingängen zu legen. Tiefgaragenabfahrten sind so 
auszubilden, dass die Tiefgarage und der Keller nicht durch Starkregen 
oder hohe Grundwasserstände geflutet werden. Das Erdgeschoß der Ge-
bäude sowie Lichtschächte, Öffnungen und Treppenabgänge soll zur Si-
cherheit vor Wassergefahren daher deutlich über vorhandenem Gelände 
bzw. über dem jeweiligen Straßenniveau liegen und alles unter dieser 
Ebene wasserdicht sein. Des Weiteren wird empfohlen, Keller wasserdicht 
und auftriebssicher auszuführen. Das bedeutet auch, dass z. B. alle Lei-
tungs- und Rohrdurchführungen dicht sein müssen. 

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung kann die 
Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser reduziert werden. Es wird emp-
fohlen, folgende grünordnerische Maßnahmen auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung festzusetzen: 



 

 Stadt Immenstadt im Allgäu  Zusammenfassende Erklärung zur  
14. Änderung des Flächennutzungsplanes in 8 Bereichen  

zur Fassung vom 24.07.2025  

Seite 28 

- Festsetzung von Grünflächen insbesondere in den Randbe-
reichen als Ein- und Durchgrünung sowie als Pufferzone zu 
geschützten Bereichen, jeweils ohne bauliche Anlagen. 

- Erhalt vorhandener Gehölzbestände insbesondere entlang 
von Gewässern durch festzusetzende Pflanzbindungen. 

- Die nicht baulich genutzten Grundstücksflächen (Freiflä-
chen) sind gärtnerisch als unversiegelte Vegetationsflächen 
anzulegen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Mit Kies, 
Schotter oder Steinen bedeckte Flächen, die einen Pflan-
zendeckungsgrad von weniger als 90 % aufweisen (soge-
nannte Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen 
nicht zulässig. 

- Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Nie-
derschlagswasser in Berührung kommen (z. B. Dachdeckun-
gen, jedoch nicht Rinnen, Fallrohre, Geländer etc.) sollten 
Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzuläs-
sig sein, sofern diese Oberflächen nicht mit geeigneten an-
deren Materialien (z. B. Pulverbeschichtung) dauerhaft ge-
gen Niederschlagswasser abgeschirmt werden. 

- Für Stellplätze und untergeordnete Wege sollten aus-
schließlich wasserdurchlässige Beläge (z. B. in Splitt verleg-
tes Pflaster mit Rasenfuge, Drainfugenpflaster, Rasengitter-
steine, Schotterrasen) zulässig sein. 

− Nach Betrachtung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen kann – je nach Umfang der auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung aufgenommenen, grünordnerischen Festsetzungen – der ver-
bleibende Eingriff in das Schutzgut als mittel bis hoch bewertet werden. 

  

1.1.5 Schutzgut Klima/Luft; Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchst. a und  h BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme: 

− Die offenen Flächen der Änderungsbereiche dienen der lokalen Kaltluftpro-
duktion und tragen zu einer Kühlung angrenzender Bestandsbebauung bei. 

− Lokale Luftströmungen und Windsysteme können sich aufgrund der abfal-
lenden Reliefs zumindest zeitweise gut ausbilden. Daher besteht eine ge-
wisse Empfindlichkeit gegenüber kleinklimatischen Veränderungen. 

− Die vorkommenden Gehölze innerhalb der Änderungsbereiche produzieren 
Sauerstoff und tragen mit ihrer luftfilternden und temperaturregulierenden 
Wirkung zur Verbesserung der lokalen Kleinklimas bei. 
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− Die Änderungsbereiche sind unterschiedlich stark von Versiegelung ge-
prägt. Dies reicht von vollständig unversiegelt (Bereiche II, III und VIII) über 
teilweise versiegelt (Bereiche I, IV und VI) bis nahezu vollständig versiegelt 
(Bereiche V und VII). Hinsichtlich der Wärmeabstrahlung besteht in den 
(teil)versiegelten Bereichen eine gewisse thermische Belastung für das 
Kleinklima. 

− Messdaten zur Luftqualität liegen nicht vor. Aus dem Kfz-Verkehr der an-
grenzenden Verkehrswege und Bestandsbebauung reichern sich Schad-
stoffe in der Luft an. Aufgrund der Lage außerhalb des Stadtkerns von Im-
menstadt ist jedoch von einer nur gering belasteten Luftqualität auszuge-
hen. 

− Durch die anteilige landwirtschaftliche Nutzung innerhalb der Änderungs-
bereiche kann es in den angrenzenden bebauten Gebieten zeitweise zu 
belästigenden Geruchs- oder Staubemissionen kommen (z. B. Ausbringen 
von Flüssigdung oder Pflanzenschutzmitteln). 

− Im Umfeld der Änderungsbereiche liegen weitere landwirtschaftliche Nutz-
flächen. Von diesen kann es wiederum zeitweise zu belästigenden Ge-
ruchs- oder Staubemissionen kommen. 

− Den Änderungsgebieten kommt zusammenfassend eine geringe (Bereiche 
V und VII), eine geringe bis mittlere (Bereiche I, IV und VI) bzw. eine mittlere 
Bedeutung (Bereiche II, III und VIII) für das Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Die Kaltluftentstehung innerhalb der Änderungsbereiche wird durch die 
Bebauung bislang unversiegelter Grünflächen unterbunden und auf die an-
grenzenden Offenflächen beschränkt, wodurch sich der Beitrag zur Küh-
lung der angrenzenden Bestandsbebauung reduziert. 

− Die Bebauung von bewegtem Gelände kann sich negativ auf lokale Luft-
strömungen und Windsysteme auswirken und hierdurch kleinklimatische 
Veränderungen hervorrufen. Dies ist auf Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung, sofern erforderlich, zu berücksichtigen. 

− Die Gehölzbestände innerhalb der Änderungsbereiche sollten mittels fest-
zusetzender Pflanzbindungen erhalten werden, wodurch deren positive 
Auswirkungen auf das Kleinklima unverändert bleiben (Frischluftproduk-
tion, Luftfilterung, Temperaturregulierung). 

− Durch die Neuversiegelung bislang unversiegelter Bereiche wird die Wär-
meabstrahlung begünstigt und die Verdunstung eingeschränkt. Die 
dadurch verursachte thermische Belastung bedingt ein ungünstigeres 
Kleinklima. 

− Die Änderungsbereiche erfahren im Zuge einer Bebauung eine gewisse 
Verschlechterung der Luftqualität aufgrund der zusätzlichen Schadstof-
femissionen. Die hierdurch verursachten Beeinträchtigungen sind auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung abzuschätzen und zu bewerten. 
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− Bei Einhaltung der gültigen Wärmestandards und Einbau moderner Heiz-
anlagen sind keine erheblichen Umweltauswirkungen durch Schadstof-
femissionen zu erwarten. 

− Durch die Bebauung der landwirtschaftlichen Nutzflächen kommt es künf-
tig in den angrenzenden Wohngebieten nicht mehr zu belästigenden Ge-
ruchs- oder Staubemissionen (z. B. Ausbringen von Flüssigdung oder 
Pflanzenschutzmitteln). 

− Von den im Umfeld der Änderungsbereiche liegenden landwirtschaftlichen 
Nutzflächen kann es auch weiterhin zeitweise zu belästigenden Geruchs- 
oder Staubemissionen kommen. Diese sind von der künftigen Bauherr-
schaft entschädigungslos hinzunehmen. 

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung kann die 
Beeinträchtigung des Schutzgutes Klima / Luft reduziert werden. Es wird 
empfohlen, folgende grünordnerische Maßnahmen auf Ebene der verbind-
lichen Bauleitplanung festzusetzen: 

- Festsetzung von Grünflächen insbesondere in den Randbe-
reichen als Ein- und Durchgrünung sowie als Pufferzone zu 
geschützten Bereichen, jeweils ohne bauliche Anlagen. 

- Wertvolle Gehölzbestande sollten durch Pflanzbindungen 
erhalten werden. 

- Um eine Durchgrünung der Geltungsbereiche zu gewähr-
leisten, sind auf der jeweiligen Grundstücksfläche eine Min-
destzahl von Gehölzen aus der festzusetzenden Pflanzliste 
zu pflanzen und zu erhalten. Abgehende Gehölze sind durch 
eine entsprechende Neupflanzung zu ersetzen. 

- Die nicht baulich genutzten Grundstücksflächen (Freiflä-
chen) sind gärtnerisch als unversiegelte Vegetationsflächen 
anzulegen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Mit Kies, 
Schotter oder Steinen bedeckte Flächen, die einen Pflan-
zendeckungsgrad von weniger als 90 % aufweisen (soge-
nannte Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen 
nicht zulässig. 

- Für Stellplätze und untergeordnete Wege sollten aus-
schließlich wasserdurchlässige Beläge (z. B. in Splitt verleg-
tes Pflaster mit Rasenfuge, Drainfugenpflaster, Rasengitter-
steine, Schotterrasen) zulässig sein. 

- Weitere Schutzmaßnahmen (z. B. Sonnenschutz/Kühlung an 
den Gebäuden; Vermeidung dunkler/stark abstrahlender 
Bodenbeläge) sind von der privaten Bauherrschaft vorzuse-
hen. 

− Nach Betrachtung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen kann – je nach Umfang der auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung aufgenommenen, grünordnerischen Festsetzungen – der ver-
bleibende Eingriff in das Schutzgut als gering bis mittel bewertet werden. 
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1.1.6 Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 02.06.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 der Bayeri-
schen Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen, München: 

 Stellungnahme: 

Bei der o.g. Bauleitplanung könnten Belange der Bayer. Verwaltung der Staat-
lichen Schlösser, Gärten und Seen, hier namentlich die Bewahrung des Land-
schaftsbildes um den Großen Alpsee und in diesem Zusammenhang auch den 
Kleinen Alpsee, in den Bereichen "Bühl-Süd I bis VI" betroffen sein, wenn auch 
wohl keine direkten Auswirkungen auf die Uferbereiche des Großen Alpsees 
zu befürchten sind.  

Insgesamt geht die Tendenz dieser FNP-Änderungen in Richtung weiterer 
baulicher Verdichtungen des noch relativ naturnahen Bereiches zwischen 
Großem und Kleinem Alpsee, mit Ausnahme der Rücknahme der Parkplatzflä-
che und Änderung in landwirtschaftliche Fläche im Änderungsbereich "Bühl-
Süd III" (was begrüßt wird).  

Fortschreitende bauliche Verdichtungen werden hier kritisch gesehen. In je-
dem Einzelfall der aufgeführten 5 anderen Bereiche "Bühl-Süd" sollte großer 
Wert auf geringstmögliche Bodenversiegelung, möglichst große Durchgrü-
nung und, soweit Baumassen errichtet werden sollen, moderate, in der Fern-
wirkung unauffällige Bauhöhen gelegt werden. Die Thematik von Über-
schwemmungsflächen (Retention) und ihrer Freihaltung ist im Sinne des Kli-
mafolgenschutzes ernst zu nehmen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Dass keine direkten Auswirkungen auf die Uferbereiche des "Großen Alpsees" 
durch die Planung befürchtet werden, wird zur Kenntnis genommen, ebenso, 
dass bauliche Verdichtungen in diesem Bereich kritisch gesehen werden. Der 
Stadt Immenstadt im Allgäu ist bewusst, dass es sich bei den Änderungsbe-
reichen um landschaftlich, naturschutzfachlich und hochwassertechnisch 
sensible Gebiete handelt. In den Bereichen IV und V werden jedoch lediglich 
Anpassungen des Flächennutzungsplanes an den Bestand vorgenommen, so 
dass hier keine Nachverdichtung erfolgt. Die neu auszuweisende Parkplatz-
fläche im Bereich II wird durch die Herausnahme der Parkplatzfläche im Be-
reich III vollständig ausgeglichen. Somit wird im Ortsteil Bühl nur auf den Flä-
chen I und VI eine tatsächliche bauliche Nachverdichtung ermöglicht. Die ge-
nannten Belange (Bodenversiegelung, Durchgrünung, Gebäudehöhen/Fern-
wirkung, Retention/Hochwasserschutz) werden aufgrund der Sensibilität die-
ser Bereiche auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung intensiv berücksich-
tigt und entsprechende Konzepte entwickelt, so dass Fehlentwicklungen und 
Gefahrenpotenziale vermieden werden. 
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 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Landrats-
amtes Oberallgäu, Bauamt – Bauleitplanung / Ortsplanung, Sonthofen: 

 Stellungnahme: 

Aus städtebaulicher Sicht bleibt im Wesentlichen bei der Stellungnahme im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung.  

Seitens der Ortsplanung können wir uns mangels für die Flächen vorliegender 
Objektplanungen (z.B. für die Flächen I, V und VI in Bühl) noch nicht abschlie-
ßend äußern. Dies wird erst im Zuge etwaiger Bebauungsplanverfahren mög-
lich sein, wenn Festsetzungen getroffen werden. Insbesondere bei den ge-
planten Hotelflächen (Fläche I in Bühl) muss in den nachgelagerten Verfahren 
auf eine sensible, orts- und landschaftsbildverträgliche Planung höchster 
Wert gelegt werden. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Verweis auf die Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung wird zur 
Kenntnis genommen, ebenso, dass eine abschließende Äußerung aufgrund 
fehlender Objektplanungen noch nicht möglich ist. Aufgrund der sensiblen 
Lage der zu überplanenden Flächen in landschaftlich und städtebaulich hoch-
wertiger Umgebung ist sich die Stadt Immenstadt im Allgäu der Notwendig-
keit einer orts- und landschaftsbildverträglichen Planung bewusst. Im Rahmen 
der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanungen wird hierauf in hohem 
Maße geachtet. 

 Stellungnahme vom 17.02.2023: 

Seitens der Ortsplanung können wir uns mangels für die Flächen vorliegender 
Objektplanungen (z.B. für die Flächen I, V und VI in Bühl) noch nicht abschlie-
ßend äußern. Teilweise wird dies auch erst im Zuge etwaiger Bebauungsplan-
verfahren möglich sein, wenn Festsetzungen getroffen werden. Bei den ge-
planten Hotelflächen (Fläche I in Bühl) muss in den nachgelagerten Verfahren 
auf eine sensible, orts- und landschaftsbildverträgliche Planung höchster 
Wert gelegt werden. Zur Größe des Geltungsbereichs dieser Fläche sowie den 
darin geplanten Darstellungen können wir uns auf Ebene des Flächennut-
zungsplans erst im Rahmen des förmlichen Beteiligungsverfahrens abschlie-
ßend äußern. 

Aufgrund der noch sehr allgemein gehaltenen Unterlagen behalten wir uns ein 
weitergehendes Äußerungsrecht für die noch folgenden § 4 Abs. 2 BauGB – 
Verfahren vor. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Aufgrund der sensiblen Lage der zu überplanenden Flächen in landschaftlich 
und städtebaulich hochwertiger Umgebung ist sich die Stadt Immenstadt im 
Allgäu der Notwendigkeit einer orts- und landschaftsbildverträglichen Pla-
nung bewusst. Im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanungen 
wird hierauf in hohem Maße geachtet. 
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 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des BUND Na-
turschutz in Bayern e.V., Ortsgruppe Immenstadt i. Allgäu: 

 Stellungnahme: 

Änderungsbereich Bühl-Süd 2 (Erweiterung Parkplatz) 

Die Überdachung des neu zu schaffenden Parkplatzes mit einer Photovolta-
ikanlage steht im Widerspruch zu einer erheblichen Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes. Da sich diese Anlage im Landschaftsschutzgebiet und Na-
turpark Nagelfluhkette befindet, lehnt der BN den an dieser Stelle geplanten 
Eintrag EE in den FNP ab. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Errichtung einer Photovoltaikanlage auf der Überdachung des neu zu 
schaffenden Parkplatzes wird nicht auf Ebene der gegenständlichen Ände-
rung des Flächennutzungsplanes, sondern auf nachgelagerter Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung bzw. auf Baugenehmigungsebene festgelegt. Hier-
bei sind die öffentlichen und privaten Belange gemäß § 1 Abs. 7 BauGB ge-
geneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Der Schutz des Land-
schaftsbildes ist dabei nur ein Belang von vielen. So sind die in der Stellung-
nahme genannten Rechtsgrundlagen, bspw. des Bundesnaturschutzgeset-
zes, zu berücksichtigen und in die Planungen einzubeziehen. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme: 

− Die Stadt Immenstadt im Allgäu liegt im südlichen Allgäu, welches das 
Jungmoränengebiet und die südlich anschließende alpine Zone umfasst. 
Die Region reicht bis in hochalpine Lagen und gehört geologisch zu den 
vielfältigsten Bereichen des bayerischen Alpenraums. Große Fließgewäs-
ser sind bspw. Iller, Wertach und Lech. Die Region ist geprägt durch ein 
kühl-feuchtes Klima mit hohen Regenmengen im Sommer und schneerei-
chen Wintern. Im Kontext der eiszeitlichen Überprägung ist die Vielzahl der 
Moore für die Region charakteristisch. Die landwirtschaftliche Nutzung ist 
aufgrund des bewegten Reliefs hauptsächlich auf Grünland beschränkt, 
welches zudem häufig beweidet wird. Waldflächen kommen insbesondere 
entlang der Fließgewässer und auf abfallendem Gelände vor. 

− Bei den Änderungsbereichen selbst handelt es sich teilweise um baulich 
vorbelastete Gebiete (Bereiche I, IV, V, VI und VII). Die übrigen Änderungs-
bereiche weisen keine Bestandsbebauung auf. Die Gehölzbestände inner-
halb der Änderungsbereiche stellen ökologisch hochwertige und land-
schaftsästhetisch bedeutende Elemente dar. Dies gilt insbesondere für die 
Bereiche I (uferbegleitende Gehölze im Osten), II (Gehölze im Norden), III 
(Gehölze im Westen, Norden und Osten), V (gewässerbegleitende Ge-
hölze) und VI (gewässerbegleitende Gehölze). Die übrigen Anteile der Än-
derungsgebiete werden landwirtschaftlich als Grünland genutzt und sind 
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in diesen Bereichen entsprechend strukturarm. Alle Änderungsbereiche 
haben aufgrund ihrer Ortsrandlage eine Bedeutung für das Ortsbild. 

− Aufgrund der Ortsrandlage grenzen an alle Änderungsbereiche bauliche 
Nutzungen oder verkehrliche Infrastrukturen (Straßen, Bahngleise etc.) an. 
Zum Teil sind die Änderungsbereiche durch ausgeprägte Gehölzstrukturen 
eingegrünt (Bereiche I, II, III, V, VI und VIII). In diese Himmelsrichtungen sind 
die Einsehbarkeiten in die Änderungsbereiche stark eingeschränkt und nur 
aus kurzen Distanzen gegeben. Ungehinderte und weiträumige Sichtbe-
ziehungen bestehen lediglich in Richtung der offenen Landschaft (im Än-
derungsbereich I nach Südosten, in II nach Nordwesten, in IV nach Süden, 
in V nach Süden, in VI nach Süden und Südosten, in VII nach Süden und in 
VIII nach Norden und Westen). 

− Die Änderungsbereiche weisen zwar mehr oder minder stark abfallendes 
Gelände auf, liegen jedoch nicht exponiert. 

− Den Änderungsgebieten kommt zusammenfassend eine geringe (Bereiche 
IV, V und VII), eine geringe bis mittlere (Bereiche I und VI) bzw. eine mittlere 
Bedeutung (Bereiche II, III und VIII) für das Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Durch die Errichtung der neuen Baukörper innerhalb der Änderungsberei-
che erfährt das Landschaftsbild eine Beeinträchtigung, wenn bislang un-
versiegelte, landwirtschaftliche Nutzflächen in Ortsrandlage verloren ge-
hen und der Ortsrand weiter in die unbebaute, offene Landschaft verlagert 
wird. 

− Die Gehölzbestände innerhalb der Änderungsbereiche sollten als ökolo-
gisch hochwertige und landschaftsästhetisch bedeutende Elemente erhal-
ten bleiben und durch Neupflanzungen ergänzt werden. 

− Durch die Bebauung werden die ungehinderten und weiträumigen Sicht-
beziehungen in Richtung der offenen Landschaft beeinträchtigt. Für die 
angrenzenden, bereits bebauten Grundstücke ist daher mit einer geringen 
Einbuße an der Erlebbarkeit des dörflichen Umfeldes zu rechnen (Beein-
trächtigung des Ausblicks). Bei der Festlegung der Festsetzungen und 
bauordnungsrechtlichen Vorschriften ist daher sicherzustellen, dass sich 
die neu hinzukommende Bebauung gut in die gewachsene dörfliche Struk-
tur einfügt. 

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung kann die 
Beeinträchtigung des Schutzgutes Landschaftsbild reduziert werden. Es 
wird empfohlen, folgende grünordnerische Maßnahmen auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung festzusetzen: 

- Festsetzung von Grünflächen insbesondere in den Randbe-
reichen als Ein- und Durchgrünung sowie als Pufferzone zu 
geschützten Bereichen, jeweils ohne bauliche Anlagen. 

- Wertvolle Gehölzbestande sollten durch Pflanzbindungen 
erhalten werden. 
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- Für die Pflanzungen in den Änderungsbereichen sollten aus-
schließlich standortgerechte, heimische Bäume und Sträu-
cher aus einer festzusetzenden Pflanzliste verwendet wer-
den dürfen. 

- Um eine Durchgrünung der Geltungsbereiche zu gewähr-
leisten, sind auf der jeweiligen Grundstücksfläche eine Min-
destzahl von Gehölzen aus der festzusetzenden Pflanzliste 
zu pflanzen und zu erhalten. Abgehende Gehölze sind durch 
eine entsprechende Neupflanzung zu ersetzen. 

- Im Übergangsbereich zur freien Landschaft und in Berei-
chen, die an öffentliche Flächen angrenzen, sollten aus-
schließlich Laubgehölze zulässig sein. 

- Die nicht baulich genutzten Grundstücksflächen (Freiflä-
chen) sind gärtnerisch als unversiegelte Vegetationsflächen 
anzulegen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Mit Kies, 
Schotter oder Steinen bedeckte Flächen, die einen Pflan-
zendeckungsgrad von weniger als 90 % aufweisen (soge-
nannte Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen 
nicht zulässig. 

− Nach Betrachtung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen kann – je nach Umfang der auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung aufgenommenen, grünordnerischen Festsetzungen – der ver-
bleibende Eingriff in das Schutzgut als gering bis hoch bewertet werden. 

  

1.1.7 Schutzgut Mensch (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. c BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 09.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Landrats-
amtes Oberallgäu, Abfallrecht – Immissionsschutz, Sonthofen: 

 Stellungnahme: 

1) Änderungsbereich I, Ziffer 3.1.2.2: 

Aus der Begründung zum Flächennutzungsplan konnten folgende Erläuterun-
gen zu diesem Änderungsbereich entnommen werden: 

"Der Änderungsbereich I grenzt südwestlich an das Naturparkzentrum "Na-
gelfluhkette" an der "Seestraße" und den zugehörigen Parkplatz an. Er um-
fasst ca. 2,36 ha und beinhaltet den bestehenden Beherbergungsbetrieb 
"Hierlhof" sowie die südöstlich angrenzenden Flächen. In diesem Bereich soll 
zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die touristische 
Weiterentwicklung des "Hierlhofs" ein Sonstiges Sondergebiet (SO) "Beher-
bergung" dargestellt werden. Bisher sind in diesem Bereich überwiegend Flä-
chen für die Landwirtschaft und in kleineren Teilbereichen im Norden ge-
mischte Bauflächen (M) bzw. eine Fläche für den "Ruhenden Verkehr" darge-
stellt. Darüber hinaus verläuft die Darstellung der "Seestraße" als sonstige 
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überörtliche und örtliche Hauptverkehrs-Straße im Änderungsgeltungsbe-
reich, deren Verlauf im Zuge der Flächennutzungsplanänderung an den Flä-
chenbedarf des zu erweiternden Beherbergungsbetriebes sowie den erfor-
derlichen Hochwasserschutz angepasst und verlegt werden soll." 

Zu dieser Planung nahm der Immissionsschutz im Rahmen des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans "Hierlhof" mit Schreiben vom 01.06.2023 bereits 
Stellung. Darin wurden die zu erwartende Konflikte aufgezeigt. Wir möchten 
daher an dieser Stelle auf dieses Schreiben verweisen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Verweis auf die Stellungnahme vom 01.06.2023 zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan "Hierlhof" hinsichtlich dem Änderungsbereich I wird zur 
Kenntnis genommen. 

 Stellungnahme vom 01.06.2023 zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
"Hierlhof": 

Die Stadt Immenstadt plant den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Hierl-
hof". Hierbei soll der Beherbergungsbetrieb "Hierlhof" umfangreich erweitert 
werden. Immissionsschutzfachlich bewerten wir das Vorhaben in seiner 
Schutzwürdigkeit als Allgemeines Wohngebiet. Für Allgemeine Wohngebiete 
gelten nach der DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" nachfolgende Orien-
tierungswerte: 

Tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr): 55 dB(A) 

Nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr): 40/45 dB(A) höherer Wert gilt für Verkehrs-
lärmimmissionen von öffentlichen Verkehrsflächen 

Im Südwesten zum Plangebiet befindet sich die Bundesstraße B308, im Osten 
die Bahnlinie Lindau - Immenstadt. Nordöstlich des Plangebiets befinden sich 
der Parkplatz zum Freizeitbereich Alpsees Fl.Nrn. 41,41/3), ein Kletterturm 
(FI.Nr. 41/3), eine städtische Wasserpumpstation (Fl.Nr. 41/4) mit Notstrom-
aggregat und der Alpsee-Biergarten (Fl.Nr. 19/2). Durch das Vorhaben ist in 
der Nachbarschaft mit Lärmemissionen zu rechnen. 

Für nachfolgende Bereiche erachten wir eine schalltechnische Untersuchung 
für notwendig. 

- Lärmimmissionen der Bundesstraße B308 und der Bahnlinie Lindau - Im-
menstadt  

- Lärmimmissionen des Parkplatzes zum Freizeitbereich Alpsee. Hier wäre mit 
der Stadt Immenstadt abzuklären, ob dieser Parkplatz öffentlich rechtlich ge-
widmet ist und somit unter die öffentlichen Verkehrslärmimmissionen gerech-
net werden muss  

- Lärmimmissionen des Kletterturms als Freizeitanlage 

- Lärmimmissionen der städtischen Wasserpumpstation mit Notstromaggre-
gat gemäß TA Lärm 
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- Lärmemissionen vom Vorhaben (Anlieferverkehr, Parkverkehr, etc.) gemäß 
TA Lärm 

Der Biergarten am Alpsee wurde am 31.05.2021, Az: SG 21-0216/21, baurecht-
lich genehmigt. Unter Beachtung der dabei festgesetzten Auflagen ist mit 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch den Biergarten im Plangebiet nicht 
zu rechnen. 

Die Abluftableitung des Notstromaggregates zur städtischen Pumpstation 
wird seitlich in Richtung eines geplanten Gebäudes (Mitarbeiterwohnen/Hei-
zung) abgeleitet, dies ist aus immissionsschutzfachlicher Sicht problematisch 
und muss im weiteren Bauleitplanverfahren aufgearbeitet werden. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme hinsichtlich des zum Änderungsbereich I zugehörigen, 
nachfolgenden Bebauungsplanverfahren mit Bewertung der Schutzwürdig-
keit des Vorhabens wird zur Kenntnis genommen. 

Die Erstellung einer detaillierten schalltechnischen Untersuchung mit den auf-
geführten Inhalten sowie die Ausarbeitung von gegebenenfalls erforderlichen 
Konfliktlösungen erfolgt im Rahmen des verbindlichen Bauleitplanverfahrens. 

 Stellungnahme: 

2) Änderungsbereich II, Ziffer 3.1.2.3: 

Aus der Begründung zum Flächennutzungsplan konnten folgende Erläuterun-
gen zu diesem Änderungsbereich entnommen werden: 

"Der Änderungsbereich II grenzt nordwestlich an den Parkplatz "Alpsee" am 
"Badeweg" an und umfasst ca. 0,69 ha. Diese Fläche soll zur Erweiterung des 
bestehenden Parkplatzes als Fläche für den "Ruhenden Verkehr" dargestellt 
werden. Bisher sind in diesem Bereich Flächen für die Landwirtschaft darge-
stellt. Da die geplante Erweiterung des Parkplatzes möglicherweise eine 
Überdachung mit Photovoltaikanlagen erhalten soll (sogenannte PV-Car-
ports), wird die Fläche darüber hinaus mit dem Planzeichen für Anlagen, die 
dem Klimawandel entgegenwirken, "EE Erneuerbare Energien" versehen." 

Im Zusammenhang mit dieser Planung sehen wir zwei Konfliktbereiche, wel-
che im Zuge der weiteren Planungen untersucht werden müssen. Dies sind 
die Lärmauswirkungen des Parkplatzes (Bestand und Neuplanung) auf umlie-
gende Wohnungen sowie die Einwirkungen von Licht (Reflexionen an den PV-
Modulen) auf umliegende Wohnungen. Hierzu sind in aller Regel Gutachten 
erforderlich, wenn nicht durch einfache Lösungen die Konflikte sicher verhin-
dert werden können (wie z.B. durch PVModule, welche keine Lichtreflexionen 
verursachen). 
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Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkungen zum Änderungsbereich II hinsichtlich möglicher Konflikte 
aufgrund von Lärmauswirkungen des Parkplatzes sowie Blendwirkungen der 
PV-Anlagen auf umliegende Wohngebäude werden zur Kenntnis genommen. 

Die detaillierten Untersuchungen und Ausarbeitung von gegebenenfalls er-
forderlichen Konfliktlösungen erfolgt in der nachfolgenden verbindlichen Bau-
leitplanungs- oder Baugenehmigungsebene. 

 Stellungnahme: 

3) Änderungsbereich III, Ziffer 3.1.2.4:  

Aus der Begründung zum Flächennutzungsplan konnten folgende Erläuterun-
gen zu diesem Änderungsbereich entnommen werden: 

"Der Änderungsbereich III befindet sich südöstlich des Parkplatzes "Alpsee" 
am "Badeweg" und umfasst ca. 1,19 ha. Für diesen Bereich ist im rechtsgülti-
gen Flächennutzungsplan eine Fläche für den "Ruhenden Verkehr" darge-
stellt. Da der bestehende Parkplatz nunmehr nach Nordwesten erweitert wer-
den soll (siehe Änderungsbereich II), wird die Darstellung der Fläche für den 
"Ruhenden Verkehr" südöstlich des Parkplatzes zurückgenommen und in eine 
Fläche für die Landwirtschaft geändert." 

Aufgrund der Rücknahme der Fläche bestehen aus unserer Sicht keine Be-
denken gegen die Änderung in diesem Teilbereich. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkung, dass zum Änderungsbereich III aus Sicht des Immissions-
schutzes keine Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 

 Stellungnahme: 

4) Änderungsbereich IV, Ziffer 3.1.2.5: 

Aus der Begründung zum Flächennutzungsplan konnten folgende Erläuterun-
gen zu diesem Änderungsbereich entnommen werden: 

"Der Änderungsbereich IV liegt südlich der B 308, gegenüber dem Parkplatz 
"Alpsee" am "Badeweg" und umfasst ca. 0,23 ha. In diesem Bereich wurde vor 
kurzem ein neues Gebäude für die Freiwillige Feuerwehr Bühl am Alpsee e. V. 
errichtet." 

Da hier nur die Planung an den bereits bestehenden Bestand angepasst wer-
den soll, bestehen aus unserer Sicht keine Bedenken gegen die Änderung in 
diesem Teilbereich. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkung, dass zum Änderungsbereich IV aus Sicht des Immissions-
schutzes keine Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 
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 Stellungnahme: 

5) Änderungsbereich V, Ziffer 3.1.2.6: 

Aus der Begründung zum Flächennutzungsplan konnten folgende Erläuterun-
gen zu diesem Änderungsbereich entnommen werden: 

"Der Änderungsbereich V umfasst den Bereich des Naturparkzentrums "Na-
gelfluhkette" an der "Seestraße", des Kletterturms AlpseeSkytrail" sowie des 
zugehörigen Parkplatzes mit ca. 0,69 ha. Auch dieser Bereich soll im Zuge der 
Flächennutzungsplanänderung an den Bestand angepasst, und statt der bis-
her dargestellten Fläche für den "Ruhenden Verkehr" ein Sonstiges Sonder-
gebiet (SO) "Umweltbildungseinrichtung" dargestellt werden. Da außerdem 
der Kletterturm "AlpseeSkytrail" abgebaut und an eine andere Stelle im Stadt-
gebiet verlegt wer-den soll, kann die Darstellung der Fläche für eine Freizeit-
anlage "Klettergerüst" mit einer Gesamthöhe von max. 742,00 ü. NN in diesem 
Bereich entfallen, und der Bereich dem Sonstigen Sondergebiet (SO) "Um-
weltbildungseinrichtung" zugeschlagen werden." 

Aufgrund der Rücknahme bzw. der Anpassung an den Bestand bestehen aus 
unserer Sicht keine Bedenken gegen die Änderung in diesem Teilbereich. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkung, dass zum Änderungsbereich V aus Sicht des Immissions-
schutzes keine Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 

 Stellungnahme: 

6) Änderungsbereich VI, Ziffer 3.1.2.7: 

Aus der Begründung zum Flächennutzungsplan konnten folgende Erläuterun-
gen zu diesem Änderungsbereich entnommen werden: 

"Der Änderungsbereich VI befindet sich östlich des Änderungsbereiches V 
und der "Konstanzer Ach", südlich des "Fischerweges". Er umfasst ca. 0,54 
ha. Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan ist dieser Bereich teils als Wohn-
baufläche (W), teils als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Hier sollen 
zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine bauliche 
Entwicklung im östlichen Teil Wohnbauflächen (W), im westlichen Teil ge-
mischte Bauflächen (M) dargestellt werden." 

Im Zuge der weiteren Planungen müssen die Lärmeinwirkungen aus der Um-
gebung (Bahnlinie, Straßen, Gaststätten, usw.) auf die Planung untersucht 
werden. Der Umfang der erforderlichen Untersuchungen soll auf der Ebene 
des Bebauungsplanes geklärt werden. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkungen zum Änderungsbereich VI hinsichtlich der verschiedenen 
Lärmimmissionen werden zur Kenntnis genommen. 

Im Rahmen der Änderung des Flächennutzungsplans wurde bereits eine Be-
rechnung der Verkehrslärmimmissionen durchgeführt. 
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Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die Orientierungswerte der DIN 
18005, Beiblatt 1 für ein allgemeines Wohngebiet (WA) im östlichen Teil des 
Änderungsbereichs tagsüber und nachts überschritten werden. Es wird daher 
eine Umgrenzung von Flächen für Nutzungsbeschränkungen und Vorkehrun-
gen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes im Planteil dargestellt. 

Bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes ist eine detaillierte schalltechni-
sche Untersuchung mit einer Ausarbeitung von Lärmschutzmaßnahmen er-
forderlich. Der Umfang des Gutachtens wird, wie in der Stellungnahme ange-
merkt, im Zuge des nachfolgenden Bauleitplanverfahrens mit der Fachbe-
hörde abgestimmt. 

 Stellungnahme: 

7) Änderungsbereich VII, Ziffer 3.1.2.8: 

Aus der Begründung zum Flächennutzungsplan konnten folgende Erläuterun-
gen zu diesem Änderungsbereich entnommen werden: 

"Der Änderungsbereich VII befindet sich im Bereich der Kindertagesstätte 
"Stein" an der Straße "Kirchbichl" im Ortsteil Stein i. Allgäu und umfasst ca. 
0,25 ha. Der rechtsgültige Flächennutzungsplan stellt für die betreffende Flä-
che überwiegend eine Fläche für die Landwirtschaft dar. Da die bestehende 
Kindertagesstätte vor kurzem durch ein neues Gebäude erweitert wurde, wird 
der Flächennutzungsplan durch die Darstellung einer Fläche für den Gemein-
bedarf "Kindergarten" in diesem Bereich an den Bestand angepasst." 

Da hier nur die Planung an den bereits bestehenden Bestand angepasst wer-
den soll, bestehen aus unserer Sicht keine Bedenken gegen die Änderung in 
diesem Teilbereich. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkung, dass zum Änderungsbereich VII aus Sicht des Immissions-
schutzes keine Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 

 Stellungnahme: 

8) Änderungsbereich VIII, Ziffer 3.1.2.9: 

Aus der Begründung zum Flächennutzungsplan konnten folgende Erläuterun-
gen zu diesem Änderungsbereich entnommen werden: 

"Der Änderungsbereich VIII liegt östlich der B 308 "Kemptener Straße", südlich 
der Straße "Eichwald" im Ortsteil Stein i. Allgäu und umfasst ca. 0,66 ha. Im 
rechtsgültigen Flächennutzungsplan ist dieser Bereich als Fläche für die 
Landwirtschaft dargestellt. Hier sollen zur Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine bauliche Entwicklung Wohnbauflächen (W) darge-
stellt werden." 

Im Zusammenhang mit dieser Planung sehen wir einen Konflikt im Bereich des 
Straßenverkehrslärms, welcher im Zuge der weiteren Planung untersucht 
werden muss. Hierzu ist die Vorlage einer schalltechnischen Untersuchung 
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eines nach § 29 b anerkannten Gutachters erforderlich. Inhalt und Umfang 
des Gutachtens sollten im Zuge der weiteren Planungen mit uns abgestimmt 
werden. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Anmerkungen zum Änderungsbereich VIII hinsichtlich Straßenverkehrs-
lärm werden zur Kenntnis genommen. 

Im Rahmen der Änderung des Flächennutzungsplans wurde bereits eine Be-
rechnung der Straßenverkehrslärmimmissionen durchgeführt. 

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die Orientierungswerte der DIN 
18005, Beiblatt 1 für ein allgemeines Wohngebiet (WA) von 55/45 dB(A) 
tags/nachts im westlichen Teil des Änderungsbereichs tagsüber und nachts 
überschritten werden. 

Es wird daher eine Umgrenzung von Flächen für Nutzungsbeschränkungen 
und Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes im Planteil dargestellt. 

Bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes ist eine detaillierte schalltechni-
sche Untersuchung mit einer Ausarbeitung von Lärmschutzmaßnahmen er-
forderlich. Der Inhalt und Umfang des Gutachtens wird, wie in der Stellung-
nahme angemerkt, im Zuge des nachfolgenden Bauleitplanverfahrens mit der 
Fachbehörde abgestimmt. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme: 

− Alle Änderungsbereiche, mit Ausnahme der Bereiche IV, V und VII, werden 
anteilig landwirtschaftlich als Grünland genutzt. Diese Ertragsflächen ha-
ben eine Bedeutung für die Sicherung und Entwicklung der natürlichen Le-
bensgrundlagen und für die regionale Landwirtschaft. 

− Das Grünland hat zudem als Kaltluftentstehungsfläche eine gewisse Rolle 
für die Abkühlung der angrenzenden, bebauten Bereiche und damit für die 
Lebensqualität der dort lebenden, arbeitenden und sich aufhaltenden 
Menschen. 

− Die Änderungsbereiche III, IV und VIII besitzen aufgrund der Nutzungs-
strukturen und fehlender Infrastruktur selbst keine Erholungseignung. Sie 
können daher nicht für bspw. Spaziergänge, Gassi-Runden oder Radtouren 
von der Anwohnerschaft oder Touristen genutzt werden. Innerhalb der Än-
derungsbereiche I, II, V, VI und VII verlaufen ausgewiesene Wander- und 
Radwege, die entsprechend freizeitlich genutzt werden. Darüber hinaus 
liegen in Sichtweite aller Änderungsbereiche weitere Wander- und Rad-
wege, weshalb diesbezüglich allen Änderungsbereichen eine gewisse Be-
deutung als Erholungskulisse zukommt. 

− Messdaten zur Luftqualität liegen nicht vor. Aus dem Kfz-Verkehr der an-
grenzenden Verkehrswege und Bestandsbebauung reichern sich Schad-
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stoffe in der Luft an. Aufgrund der Lage außerhalb des Stadtkerns von Im-
menstadt ist jedoch von einer nur gering belasteten Luftqualität auszuge-
hen. 

− Durch die anteilige landwirtschaftliche Nutzung innerhalb der Änderungs-
bereiche kann es in den angrenzenden bebauten Gebieten zeitweise zu 
belästigenden Geruchs- oder Staubemissionen kommen (z. B. Ausbringen 
von Flüssigdung oder Pflanzenschutzmitteln). 

− Im Umfeld der Änderungsbereiche liegen weitere landwirtschaftliche Nutz-
flächen. Von diesen kann es wiederum zeitweise zu belästigenden Ge-
ruchs- oder Staubemissionen kommen. 

− Auf den Änderungsbereich I wirken die Verkehrslärmimmissionen der süd-
östlich angrenzenden Bundesstraße 308 und der östlich verlaufenden 
Bahnlinie Buchloe-Lindau ein. Durch die Sieber Consult GmbH wurde eine 
Berechnung der Verkehrslärmimmissionen durchgeführt (Rasterlärmkarten 
in der Fassung vom 18.03.2025). Dabei wurden für die B 308 die Verkehrs-
zahlen der Landesbaudirektion Bayern aus dem Jahr 2023 herangezogen 
und für das Jahr 2040 prognostiziert. Es wurde von einer Verkehrssteige-
rung von 2 % pro Jahr ausgegangen sowie davon, dass sich die Anteile an 
Lkw und Krafträdern nicht verändern. Es wurden eine Geschwindigkeit von 
50 km/h für Pkw und Lkw sowie für die Steigung und das Gefälle die ent-
sprechenden Korrekturen DLN gemäß RLS-19 berücksichtigt. Für die Bahn-
strecke wurden die Verkehrsdaten der Deutschen Bahn AG für das Prog-
nosejahr 2030 herangezogen. Die Berechnung wurde mit Hilfe des Schal-
lausbreitungsberechnungsprogramms IMMI unter Berücksichtigung der to-
pografischen Situation durchgeführt. Es wurden die Beurteilungspegel der 
Verkehrslärmimmissionen für das 1. Obergeschoss (relative Höhe: 6,30 m) 
im Plangebiet berechnet. 

− Zudem wirken die Lärmimmissionen des Alpseehaus-Parkplatzes und des 
Alpsee-Biergartens etc. auf den Änderungsbereich I ein. Auch vom Ände-
rungsbereich können zukünftig z. B. durch Tiefgaragen-Ausfahrten, Hei-
zungen etc. Lärmemissionen ausgehen. 

− Auf den Änderungsbereich VI wirken die Verkehrslärmimmissionen der öst-
lich angrenzenden Bahnlinie Buchloe-Lindau ein. Durch die Sieber Consult 
GmbH wurde eine Berechnung der Verkehrslärmimmissionen durchgeführt 
(Rasterlärmkarten in der Fassung vom 18.03.2025). Für die Bahnstrecke 
wurden die Verkehrsdaten der Deutschen Bahn AG für das Prognosejahr 
2030 herangezogen. Die Berechnung wurde mit Hilfe des Schallausbrei-
tungsberechnungsprogramms IMMI unter Berücksichtigung der topografi-
schen Situation durchgeführt. Es wurden die Beurteilungspegel der Ver-
kehrslärmimmissionen für das 1. Obergeschoss (relative Höhe: 6,30 m) im 
Plangebiet berechnet. Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die Orien-
tierungswerte der DIN 18005, Beiblatt 1 für ein allgemeines Wohngebiet 
(WA) im östlichen Teil des Änderungsbereichs tagsüber und nachts über-
schritten werden. 

− Auf den Änderungsbereich VIII wirken die Verkehrslärmimmissionen der 
westlich verlaufenden Kreisstraße OA 5 sowie der südlich verlaufenden 
Bundesstraße 308 ein. Durch die Sieber Consult GmbH wurde eine Berech-
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nung der Straßenverkehrslärmimmissionen durchgeführt (Rasterlärmkar-
ten in der Fassung vom 18.03.2025). Dabei wurden die Verkehrszahlen der 
Landesbaudirektion Bayern aus dem Jahr 2023 herangezogen für das Jahr 
2040 prognostiziert. Es wurde von einer Verkehrssteigerung von 2 % pro 
Jahr für die B 308 und 1 % pro Jahr für die OA 5 ausgegangen sowie davon, 
dass sich die Anteile an Lkw und Krafträndern nicht verändern. Es wurden 
eine Geschwindigkeit von 70 km/h für Pkw und Lkw für die B 308 und 
60 km/h für Pkw und Lkw für die OA 5 sowie die entsprechenden Korrektu-
ren DLN gemäß RLS-19 für die Steigung und das Gefälle sowie eine Kor-
rektur DK für Knotenpunkte (Kreisverkehr) berücksichtigt. Die Berechnung 
wurde mit Hilfe des Schallausbreitungsberechnungsprogramms IMMI unter 
Berücksichtigung der topografischen Situation durchgeführt. Es wurden 
die Beurteilungspegel der Verkehrslärmimmissionen für das 1. Oberge-
schoss (relative Höhe: 6,30 m) im Plangebiet berechnet. Die Berechnungs-
ergebnisse zeigen, dass die Orientierungswerte der DIN 18005, Beiblatt 1 
für ein allgemeines Wohngebiet (WA) von 55/45 dB(A) tags/nachts im 
westlichen Teil des Änderungsbereichs tagsüber und nachts überschritten 
werden. 

− Den Änderungsgebieten kommt zusammenfassend eine geringe bis mitt-
lere (Bereiche III, IV und VIII) bzw. eine mittlere Bedeutung (Bereiche I, II, V, 
VI und VII) für das Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Durch das Bebauung der landwirtschaftlichen Ertragsflächen gehen diese 
für die Sicherung und Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen und 
für die regionale Landwirtschaft dauerhaft verloren. Dafür können bauliche 
Vorhaben umgesetzt werden, die dem Schutzgut Mensch auf unterschied-
lichen Ebenen zugutekommt. 

− Das Grünland geht durch die Überbauung als Kaltluftentstehungsfläche 
verloren und damit auch dessen Rolle für die Abkühlung der angrenzenden, 
bebauten Bereiche. Erhebliche Auswirkungen auf die damit verbundene 
Lebensqualität der dort lebenden, arbeitenden und sich aufhaltenden 
Menschen sind aufgrund der Lage außerhalb des Stadtkerns von Immen-
stadt nicht zu erwarten. 

− Da die Änderungsbereiche III, IV und VIII aufgrund der Nutzung selbst keine 
Erholungseignung besitzt, entstehen diesbezüglich keine Beeinträchtigun-
gen. Die innerhalb der Änderungsbereiche I, II, V, VI und VII verlaufenden 
und ausgewiesenen Wander- und Radwege können im Zuge künftiger Bau-
leitplanung erhalten und damit weiterhin freizeitlich genutzt werden. Die 
darüber hinaus in Sichtweite aller Änderungsbereiche liegenden Wander- 
und Radwege sind von künftigen Vorhaben innerhalb der Änderungsgel-
tungsbereiche nicht betroffen. Die Bedeutung der Änderungsbereiche als 
Erholungskulisse geht im Zuge künftiger Bebauungen zwar verloren, eine 
erhebliche Beeinträchtigung der Qualität der Wander- und Radwege lässt 
sich hieraus jedoch nicht ableiten. 
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− Die Änderungsbereiche erfahren im Zuge einer Bebauung eine gewisse 
Verschlechterung der Luftqualität aufgrund der zusätzlichen Schadstof-
femissionen. Die hierdurch verursachten Beeinträchtigungen sind auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung abzuschätzen und zu bewerten. 

− Durch die Bebauung der landwirtschaftlichen Nutzflächen kommt es künf-
tig in den angrenzenden Wohngebieten nicht mehr zu belästigenden Ge-
ruchs- oder Staubemissionen (z. B. Ausbringen von Flüssigdung oder 
Pflanzenschutzmitteln). 

− Von den im Umfeld der Änderungsbereiche liegenden landwirtschaftlichen 
Nutzflächen kann es auch weiterhin zeitweise zu belästigenden Geruchs- 
oder Staubemissionen kommen. Diese sind von der künftigen Bauherr-
schaft entschädigungslos hinzunehmen. 

− Die Berechnungsergebnisse der Sieber Consult GmbH zeigen (siehe Ras-
terlärmkarten in der Fassung vom 18.03.2025), dass in den zur Bundes-
straße nächstgelegenen Bereichen sowohl die Orientierungswerte der 
DIN 18005, Beiblatt 1 für ein allgemeines Wohngebiet (WA) von 55/45 dB(A) 
tags/nachts als auch für ein Mischgebiet (MI) von 60/50 dB(A) tags/nachts 
tagsüber und nachts überschritten werden, sodass unabhängig von der 
Einstufung des Schutzanspruchs des dargestellten Sonstigen Sonderge-
biets (SO) "Beherbergung" mit Konflikten zu rechnen ist. Für die Ände-
rungsbereiche I, VI und VIII gilt daher: Es wird eine Umgrenzung von Flä-
chen für Nutzungsbeschränkungen und Vorkehrungen zum Schutz gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes dargestellt. Hier ist bei einer konkreten Objektplanung bzw. bei 
Aufstellung eines Bebauungsplanes eine detaillierte schalltechnische Un-
tersuchung mit einer Ausarbeitung von Lärmschutzmaßnahmen erforder-
lich. 

− Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung auf Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung kann die Beeinträchtigung des Schutzgu-
tes Mensch reduziert werden. Die oben bei den übrigen Schutzgütern 
empfohlenen grünordnerischen Festsetzungen dienen direkt oder indirekt 
auch dem Menschen. Auf eine erneute Auflistung an dieser Stelle wird da-
her verzichtet. 

− Nach Betrachtung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen kann – je nach Umfang der auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung aufgenommenen, grünordnerischen Festsetzungen – der ver-
bleibende Eingriff in das Schutzgut als gering bis mittel bewertet werden. 

Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, 
Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen 
(Nr. 2b Buchstabe cc Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

− In der Bauphase kann es temporär zu Lärmbelästigung sowie zu Belastun-
gen durch Staub, Gerüche und/oder Erschütterungen (z. B. durch Bauma-
schinen) kommen, die zeitweise die Wohnqualität in den angrenzenden, 
bereits bebauten Gebieten beeinträchtigen können. Erhebliche Beein-
trächtigungen sind jedoch aufgrund der zeitlich begrenzten Dauer der Bau-
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arbeiten, die zudem vorwiegend oder ausschließlich tagsüber (d. h. außer-
halb des besonders empfindlichen Nachtzeitraums) stattfinden werden, 
nicht zu erwarten. 

− Schadstoffemissionen sind insbesondere infolge des zusätzlichen Ver-
kehrsaufkommens (Kfz-Abgase) sowie durch Heizanlagen in den neuen 
Gebäuden zu erwarten. In allen Fällen zählen Kohlenwasserstoffe, Kohlen-
stoffmonoxid und -dioxid sowie Stickoxide zu den wesentlichen potenziell 
umweltschädigenden Abgasbestandteilen; je nach Verbrennungsanlage 
können auch Schwefeloxide sowie Staub und Ruß relevant sein. Durch die 
Flächenneuversiegelung wird zudem die Wärmeabstrahlung begünstigt, so 
dass es zu einer geringfügigen Erhöhung der Lufttemperatur im Bereich 
der neuen Bebauung kommen kann. Siehe hierzu den Punkt "Schutzgut 
Klima/Luft; Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität". 

− Durch die nächtliche Beleuchtung der Änderungsbereiche kann es zu einer 
Lichtabstrahlung in umliegende bebaute Bereiche und in die freie Land-
schaft kommen. Um die Stärke und den Radius der Lichtausstrahlung zu 
reduzieren, sind auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung Festsetzung 
zu den zulässigen Lampentypen zu treffen (z. B. nach unten gerichtete, in 
der Höhe begrenzte Leuchtkörper). 

− Negative Auswirkungen durch Erschütterungen, Wärme oder Strahlung 
sind auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu bewerten. 

− Die durch die Änderung des Flächennutzungsplanes vorbereitete Bauleit-
planung lässt nicht erwarten, dass Staub, Gerüche, Erschütterungen oder 
Strahlungen in prüfungsrelevantem Umfang auftreten. 

− In der Gesamtschau sind keine erheblichen Belästigungen durch die o. g. 
Wirkfaktoren auf angrenzende bewohnte Gebiete bzw. die im Umfeld le-
bende Tierwelt zu erwarten. 

Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe e BauGB und Nr. 2b Buchstabe dd Anlage zu § 2 
Abs. 4 und § 2a BauGB) 

− Als wesentliche Abfälle sind insbesondere recyclingfähige Verpackungen, 
organische Abfälle (Biomüll) sowie in Bezug auf Schadstoffe in der Regel 
unbedenklicher Haus- bzw. Restmüll zu erwarten. Anfallende Abfälle sind 
nach Kreislaufwirtschaftsgesetz vorrangig wiederzuverwerten (Recycling, 
energetische Verwertung, Verfüllung); falls dies nicht möglich ist, sind sie 
ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. Die Entsorgung erfolgt über 
den Zweckverband für Abfallwirtschaft Kempten (ZAK). In Bezug auf Bio-
müll wird die Anlage eines Komposts empfohlen. 

− Zur Entsorgung der Abwässer siehe den Punkt "Wasserwirtschaft". 

Auswirkungen der eingesetzten Techniken und Stoffe (Nr. 2b Buchstabe gg 
Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

− Ein erheblicher Schadstoffeintrag durch den Baustellenbetrieb ist im Falle 
einer Bebauung der derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen nicht zu 
erwarten. Sofern die optimale Entsorgung der Bau- und Betriebsstoffe ge-
währleistet ist, mit Öl und Treibstoffen sachgerecht umgegangen wird und 
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eine regelmäßige Wartung der Baufahrzeuge sowie ordnungsgemäße La-
gerung gewässergefährdender Stoffe erfolgt, können die baubedingten 
Auswirkungen als unerheblich eingestuft werden 

− Für die Anlage der Gebäude und Außenanlagen (Zufahrten, Stellplätze 
usw.) werden voraussichtlich nur allgemein häufig verwendete Techniken 
und Stoffe, die den aktuellen einschlägigen Richtlinien und dem Stand der 
Technik entsprechen, angewandt bzw. eingesetzt, so dass keine erhebli-
chen Auswirkungen auf die zu betrachtenden Schutzgüter zu erwarten 
sind. 

Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 
(z.B. durch Unfälle oder Katastrophen) (Nr. 2b Buchstabe ee Anlage zu § 2 
Abs. 4 und § 2a BauGB) 

Derzeit sind bei Umsetzung der Planung keine Risiken für die menschliche 
Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt durch Unfälle oder Katastro-
phen abzusehen. 

  

1.1.8 Schutzgut Kulturgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. d BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme: 

− Innerhalb der Geltungsbereiche der Änderungen befinden sich folgende 
Denkmäler im Sinne des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (DSchG): 
Der Nordwesten des I. Änderungsbereiches überlagert sich mit dem Bo-
dendenkmal (Aktennummer D-7-8427-0059), der östliche Bereich des III. 
Änderungsbereiches mit dem Bodendenkmal (Aktennummer D-7-8427-
0002). Im Nordwesten des VI. Änderungsbereiches steht auf der Brücke 
über die "Konstanzer Ach" eine als Baudenkmal geschützte Brückenfigur 
(Aktennummer D-7-80-124-44). 

− In den übrigen Änderungsbereichen sind keine Denkmäler ausgewiesen. 

− Den Änderungsbereichen kommt eine geringe (Bereiche II, IV, V, VII und 
VIII) bzw. eine hohe Bedeutung (Bereiche I, III und VI) für das Schutzgut zu. 

Prognose bei Durchführung: 

− Da innerhalb der Änderungsbereiche I, III und VI Boden- und Baudenkmäler 
vorkommen, sind Beeinträchtigungen ebendieser möglich. Auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung sind daher Festlegungen zu treffen, die eine 
Beeinträchtigung der Denkmäler ausschließen. 

− In den übrigen Änderungsbereichen sind keine Denkmäler ausgewiesen. 
Dennoch kann ein Vorkommen nie gänzlich ausgeschlossen werden. Soll-
ten während der Bauausführung, insbesondere bei Erdarbeiten und Arbei-
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ten im Bereich von Keller, Gründung und Fundamenten Funde (z. B. Scher-
ben, Metallteile, Knochen) und Befunde (z. B. Mauern, Gräber, Gruben, 
Brandschichten) entdeckt werden, ist das Bayerische Landesamt für Denk-
malpflege, Dienststelle Thierhaupten, bzw. die zuständige Untere Denk-
malschutzbehörde beim Landratsamt Oberallgäu unverzüglich zu benach-
richtigen. 

  

1.1.9 Erneuerbare Energien (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. f BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme: 

− Derzeit befinden sich lediglich innerhalb des Änderungsgebietes VII Anla-
gen zur Gewinnung von Wärme oder Strom aus alternativen Energiequellen 
(PV-Module auf dem Dach). 

− Laut Energieatlas Bayern beträgt die mittlere jährliche Globalstrahlung über 
alle Änderungsbereiche 1.135-1.149 kWh/m². Die mittlere Sonnenschein-
dauer variiert stark zwischen den einzelnen Änderungsbereichen und liegt 
zwischen 1.300 und 1.749 Stunden pro Jahr. Dennoch sind im Kontext der 
Hangneigung in allen Änderungsbereichen die Voraussetzungen für die 
Gewinnung von Solarenergie gut. 

Prognose bei Durchführung: 

− Aufgrund der mittleren jährlichen Globalstrahlung, der mittleren Sonnen-
scheindauer und des abfallenden Reliefs in allen Änderungsbereichen sind 
die Voraussetzungen für die Gewinnung von Solarenergie gut. Eine Aus-
richtung zukünftiger Baukörper zur nahezu optimalen Errichtung von Son-
nenkollektoren in Ost-West-Ausrichtung ist möglich. 

− Mit der Novellierung des bayerischen Klimaschutzgesetzes geht nun eine 
Ergänzung der bayerischen Bauordnung (BayBO) um Artikel 44a einher, die 
die Vorgaben einer Solarpflicht beinhaltet. Daher gilt in Bayern seit dem 
01.03.2023 für Gebäude, die ausschließlich gewerblicher oder industrieller 
Nutzung zu dienen bestimmt sind, und seit dem 01.07.2023 für sonstige 
Nicht-Wohngebäude eine Solarpflicht. Um Widersprüchlichkeiten zu ver-
meiden, ist die Notwendigkeit von Festsetzungen zur Umsetzung von Pho-
tovoltaikanlagen auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu prüfen. 
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1.1.10 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes; Aus-
wirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, bi-
ologische Vielfalt, Mensch, Kulturgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. i BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme: 

Soweit Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern bestehen, 
wurden diese bei der Abarbeitung der einzelnen Schutzgüter angemerkt. 

Prognose bei Durchführung: 

Im vorliegenden Planungsfall sind keine erheblichen Effekte aufgrund von 
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern zu erwarten. 

Kumulierungen mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plange-
biete unter Berücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme in Be-
zug auf möglicherweise betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz 
oder auf die Nutzung von natürlichen Ressourcen (Nr. 2b Buchstabe ee An-
lage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB): 

Eine Kumulierung mit den Auswirkungen benachbarter Vorhaben bzw. Pla-
nungen ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht anzunehmen. Darüber hin-
aus sind keine kumulierenden Wirkungen in Bezug auf andere Schutzgüter zu 
erwarten. 

  

1.1.11 Schutzgebiete/Biotope (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Landrats-
amtes Oberallgäu, Untere Naturschutzbehörde, Sonthofen: 

 Stellungnahme: 

Änderungsbereich VI: hier sollte die bestehende Biotopfläche im Osten aus 
dem Änderungsbereich ausgegrenzt werden. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Das Biotop überlagert sich im Flächennutzungsplan geringfügig mit den Ab-
grenzungen des Änderungsbereiches, was im Kontext der Parzellenunschärfe 
vernachlässigbar ist. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. auf 
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Baugenehmigungsebene wird ein Biotopabstand eingeplant und durch kon-
krete Maßnahmen ergänzt (bspw. Eingrünungen im Abstand), um funktionelle 
Beeinträchtigungen des Biotops ausschließen zu können. 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des BUND Na-
turschutz in Bayern e.V., Ortsgruppe Immenstadt i. Allgäu: 

 Stellungnahme: 

Änderungsbereich Bühl-Süd 6 (Bühl Fischerweg - Entwicklung Wohnbauflä-
chen) 

Baumaßnahmen am Fischerweg dürfen aus unserer Sicht die Biotope nicht 
tangieren. Bühl. Die an dieser Stelle besonders reizvolle Sichtachse auf die 
Allgäuer Alpen sollte für Fußgänger zumindest stellenweise erhalten bleiben. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Auf Ebene eines nachgelagerten Bebauungsplanes bzw. Baugenehmigungs-
verfahrens wird ein Abstand zu tatsächlich oder faktisch geschützten Bioto-
pen eingehalten. Der Abstand wird dabei so gewählt, dass funktionelle Beein-
trächtigungen ausgeschlossen werden können. 

In allen Änderungsbereichen werden darüber hinaus vorhandene Sichtachsen 
– soweit möglich – erhalten und in die konkreten Planungen einbezogen. 

 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme: 

Natura 2000-Gebiete (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): 

Änderungsbereich I 

Die nächstgelegenen Natura 2000-Gebiete befinden sich in weit über einem 
Kilometer Entfernung zum Änderungsbereich, hierzu zählen das südlich in 
ca. 3,7 km Entfernung gelegene FFH-Gebiet "Nagelfluhkette Hochgrat-Stei-
neberg" (ID-Code 8426-302) und das östlich in ca. 4,4 km Entfernung gele-
gene FFH-Gebiet "Felmer Moos, Großmoos und Gallmoos" (ID-Code 8427-
371). Aufgrund der großen Distanz zum Änderungsbereich können erhebliche 
Beeinträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele der FFH-Gebiete bereits 
auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung ausgeschlossen werden. Eine 
FFH-Vorprüfung bzw. eine Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG ist 
nicht erforderlich. 

Änderungsbereich II 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet befindet sich in weit über einem Ki-
lometer Entfernung zum Änderungsbereich. Hierbei handelt es sich um das 
südlich in ca. 3,51 km Entfernung gelegene FFH-Gebiet "Nagelfluhkette Hoch-
grat-Steineberg" (ID-Code 8426-302). Aufgrund der großen Distanz zum Än-
derungsbereich können erhebliche Beeinträchtigungen der Schutz- und Er-
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haltungsziele des FFH-Gebietes bereits auf Ebene der Flächennutzungs-
planänderung ausgeschlossen werden. Eine FFH-Vorprüfung bzw. eine Ver-
träglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG ist nicht erforderlich. 

Änderungsbereich III 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet befindet sich in weit über einem Ki-
lometer Entfernung zum Änderungsbereich. Hierbei handelt es sich um das 
südlich in ca. 3,29 km Entfernung gelegene FFH-Gebiet "Nagelfluhkette 
Hochgrat-Steineberg" (ID-Code 8426-302). Aufgrund der großen Distanz 
zum Änderungsbereich können erhebliche Beeinträchtigungen der Schutz- 
und Erhaltungsziele des FFH-Gebietes bereits auf Ebene der Flächennut-
zungsplanänderung ausgeschlossen werden. Eine FFH-Vorprüfung bzw. eine 
Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG ist nicht erforderlich. 

Änderungsbereich IV 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet befindet sich in weit über einem Ki-
lometer Entfernung zum Änderungsbereich. Hierbei handelt es sich um das 
südlich in ca. 3,47 km Entfernung gelegene FFH-Gebiet "Nagelfluhkette 
Hochgrat-Steineberg" (ID-Code 8426-302). Aufgrund der großen Distanz 
zum Änderungsbereich können erhebliche Beeinträchtigungen der Schutz- 
und Erhaltungsziele des FFH-Gebietes bereits auf Ebene der Flächennut-
zungsplanänderung ausgeschlossen werden. Eine FFH-Vorprüfung bzw. eine 
Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG ist nicht erforderlich. 

Änderungsbereich V 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet befindet sich in weit über einem Ki-
lometer Entfernung zum Änderungsbereich. Hierbei handelt es sich um das 
südlich in ca. 3,84 km Entfernung gelegene FFH-Gebiet "Nagelfluhkette 
Hochgrat-Steineberg" (ID-Code 8426-302). Aufgrund der großen Distanz 
zum Änderungsbereich können erhebliche Beeinträchtigungen der Schutz- 
und Erhaltungsziele des FFH-Gebietes bereits auf Ebene der Flächennut-
zungsplanänderung ausgeschlossen werden. Eine FFH-Vorprüfung bzw. eine 
Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG ist nicht erforderlich. 

Änderungsbereich VI 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet befindet sich in weit über einem Ki-
lometer Entfernung zum Änderungsbereich. Hierbei handelt es sich um das 
südlich in ca. 3,93 km Entfernung gelegene FFH-Gebiet "Nagelfluhkette 
Hochgrat-Steineberg" (ID-Code 8426-302). Aufgrund der großen Distanz 
zum Änderungsbereich können erhebliche Beeinträchtigungen der Schutz- 
und Erhaltungsziele des FFH-Gebietes bereits auf Ebene der Flächennut-
zungsplanänderung ausgeschlossen werden. Eine FFH-Vorprüfung bzw. eine 
Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG ist nicht erforderlich. 

Änderungsbereich VII 

Die nächstgelegenen Natura 2000-Gebiete befinden sich in weit über einem 
Kilometer Entfernung zum Änderungsbereich, hierzu zählen das südöstlich in 
ca. 1,87 km Entfernung gelegene FFH-Gebiet "Felmer Moos, Großmoos und 
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Gallmoos" (ID-Code 8427-371) und das östlich in ca. 2,65 km Entfernung ge-
legene FFH-Gebiet "Rottachberg und Rottachschlucht" (ID-Code 8327-304). 
Aufgrund der großen Distanz zum Änderungsbereich können erhebliche Be-
einträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele der FFH-Gebiete bereits 
auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung ausgeschlossen werden. Eine 
FFH-Vorprüfung bzw. eine Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG ist 
nicht erforderlich. 

Änderungsbereich VIII 

Die nächstgelegenen Natura 2000-Gebiete befinden sich in weit über einem 
Kilometer Entfernung zum Änderungsbereich, hierzu zählen das südöstlich in 
ca. 1,68 km Entfernung gelegene FFH-Gebiet "Felmer Moos, Großmoos und 
Gallmoos" (ID-Code 8427-371) und das östlich in ca. 2,74 km Entfernung ge-
legene FFH-Gebiet "Rottachberg und Rottachschlucht" (ID-Code 8327-304). 
Aufgrund der großen Distanz zum Änderungsbereich können erhebliche Be-
einträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele der FFH-Gebiete bereits 
auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung ausgeschlossen werden. Eine 
FFH-Vorprüfung bzw. eine Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 BNatSchG ist 
nicht erforderlich. 

Weitere Schutzgebiete/Biotope: 

Änderungsbereich I 

− Der gesamte Änderungsbereich liegt innerhalb der Abgrenzung des Natur-
parks "Nagelfluhkette" (ID NP-00018). Auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung sind geeignete Maßnahmen erforderlich, um den Vorgaben des 
§ 27 BNatSchG, insbesondere Abs. 3, Rechnung zu tragen. 

− Im östlichen Änderungsbereich überlagert sich der Geltungsbereich mit 
dem gemäß § 30 BNatSchG geschützten Biotop "Begleitgehölze der Kon-
stanzer Ach nahe Bühl" (Biotopteilflächen-Nr. 8427-1180-000). Auf Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung sind entsprechende Schutzvorkehrungen 
zu treffen, um unmittelbare und funktionelle Beeinträchtigungen zu ver-
meiden (bspw. Einhaltung von Abständen, Schaffung von Pufferflächen, 
Einschränkungen zur Beleuchtung). 

− Darüber hinaus liegen keine geschützten Bestandteile von Natur und Land-
schaft innerhalb des Änderungsbereiches. 

− Östlich außerhalb des Geltungsbereiches befinden sich in unmittelbarer 
Nähe weitere geschützte Biotope, die eine Empfindlichkeit gegenüber 
Stickstoff-Emissionen vermuten lassen (bspw. Nasswiesen, Flachmoore 
und Quellmoore). Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung sind daher 
entsprechende Maßnahmen erforderlich, um funktionelle Beeinträchtigun-
gen zu vermeiden. 

− Darüber hinaus liegen im Wirkraum der Änderung keine geschützten Be-
standteile von Natur und Landschaft. 
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Änderungsbereich II 

− Der gesamte Änderungsbereich liegt innerhalb der Abgrenzung des Natur-
parks "Nagelfluhkette" (ID NP-00018). Auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung sind geeignete Maßnahmen erforderlich, um den Vorgaben des 
§ 27 BNatSchG, insbesondere Abs. 3, Rechnung zu tragen. 

− Darüber hinaus liegen keine geschützten Bestandteile von Natur und Land-
schaft im Änderungsbereich. 

− Das nächstgelegene gemäß § 30 BNatSchG geschützte Biotop "Begleitge-
hölze der Konstanzer Ach nahe Bühl" (Biotopteilflächen-Nr. 8427-1180-
000) liegt unmittelbar nördlich außerhalb des Geltungsbereiches in einer 
Entfernung von lediglich 5 m. Östlich in einer Entfernung von ca. 27 m liegt 
ein weiteres geschütztes Biotop "Extensivgrünland zwischen Bahn und 
kleinem Alpsee" (Biotopteilflächen-Nr. 8427-1181-000). Auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung sind entsprechende Schutzvorkehrungen zu 
treffen, um unmittelbare und funktionelle Beeinträchtigungen zu vermei-
den (bspw. Einhaltung von Abständen, Schaffung von Pufferflächen, Ein-
schränkungen zur Beleuchtung). 

− Darüber hinaus liegen im Wirkraum der Änderung keine geschützten Be-
standteile von Natur und Landschaft. 

Änderungsbereich III 

− Der gesamte Änderungsbereich liegt innerhalb der Abgrenzung des Natur-
parks "Nagelfluhkette" (ID NP-00018). Auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung sind geeignete Maßnahmen erforderlich, um den Vorgaben des 
§ 27 BNatSchG, insbesondere Abs. 3, Rechnung zu tragen. 

− Darüber hinaus liegen keine geschützten Bestandteile von Natur und Land-
schaft im Änderungsbereich. 

− Das nächstgelegene gemäß § 30 BNatSchG geschützte Biotop "Gehölze 
am Fuß des Immenstädter Horns bei Rieder" (Biotopteilflächen-Nr. A8427-
0006-007) liegt südwestlich in einer Entfernung von ca. 18 m. Nordöstlich 
liegt ein weiteres geschütztes Biotop "Kleiner Alpsee mit Moorresten und 
Konstanzer Ach" (Biotopteilflächen-Nr. 8427-1179-000). Auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung sind entsprechende Schutzvorkehrungen zu 
treffen, um unmittelbare und funktionelle Beeinträchtigungen zu vermei-
den (bspw. Einhaltung von Abständen, Schaffung von Pufferflächen, Ein-
schränkungen zur Beleuchtung). 

− Darüber hinaus liegen im Wirkraum der Änderung keine geschützten Be-
standteile von Natur und Landschaft. 

Änderungsbereich IV 

− Der gesamte Änderungsbereich liegt innerhalb der Abgrenzung des Natur-
parks "Nagelfluhkette" (ID NP-00018). Auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung sind geeignete Maßnahmen erforderlich, um den Vorgaben des 
§ 27 BNatSchG, insbesondere Abs. 3, Rechnung zu tragen. 

− Darüber hinaus liegen keine geschützten Bestandteile von Natur und Land-
schaft im Änderungsbereich. 
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− Das nächstgelegene gemäß § 30 BNatSchG geschützte Biotop "Unter-
hänge des Immenstädter Horns bei Rieder" (Biotopteilflächen-Nr. A8427-
0005-006) liegt südwestlich in einer Entfernung von ca. 48 m. Auf Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung sind entsprechende Schutzvorkehrungen 
zu treffen, um unmittelbare und funktionelle Beeinträchtigungen zu ver-
meiden (bspw. Einhaltung von Abständen, Schaffung von Pufferflächen, 
Einschränkungen zur Beleuchtung). 

− Darüber hinaus liegen im Wirkraum der Änderung keine geschützten Be-
standteile von Natur und Landschaft. 

Änderungsbereich V 

− Der gesamte Änderungsbereich liegt innerhalb der Abgrenzung des Natur-
parks "Nagelfluhkette" (ID NP-00018). Auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung sind geeignete Maßnahmen erforderlich, um den Vorgaben des 
§ 27 BNatSchG, insbesondere Abs. 3, Rechnung zu tragen. 

− Weiter liegt im nördlichen Änderungsbereich das gemäß § 30 BNatSchG 
geschützte Biotop "Begleitgehölze der Konstanzer Ach nahe Bühl" (Biotop-
teilflächen-Nr. 8427-1180-000). Nordöstlich außerhalb des Geltungsberei-
ches der Änderung liegt in einer Entfernung von ca. 18 m das Biotop "Moor-
Rest östlich Bühl" (Biotopteilflächen-Nr. 8427-1182-000). Auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung sind entsprechende Schutzvorkehrungen zu 
treffen, um unmittelbare und funktionelle Beeinträchtigungen zu vermei-
den (bspw. Einhaltung von Abständen, Schaffung von Pufferflächen, Ein-
schränkungen zur Beleuchtung). 

− Darüber hinaus liegen im Wirkraum der Änderung keine geschützten Be-
standteile von Natur und Landschaft. 

Änderungsbereich VI 

− Der gesamte Änderungsbereich liegt innerhalb der Abgrenzung des Natur-
parks "Nagelfluhkette" (ID NP-00018). Auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung sind geeignete Maßnahmen erforderlich, um den Vorgaben des 
§ 27 BNatSchG, insbesondere Abs. 3, Rechnung zu tragen. 

− Weiter liegt im südwestlichen Änderungsbereich das gemäß § 30 
BNatSchG geschützte Biotop "Begleitgehölze der Konstanzer Ach nahe 
Bühl" (Biotopteilflächen-Nr. 8427-1180-000). Der südliche und östliche Än-
derungsbereich überlagert sich mit dem geschützten Biotop "Moor-Rest 
östlich Bühl" (Biotopteilflächen-Nr. 8427-1182-000). Auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung sind entsprechende Schutzvorkehrungen zu 
treffen, um unmittelbare und funktionelle Beeinträchtigungen zu vermei-
den (bspw. Einhaltung von Abständen, Schaffung von Pufferflächen, Ein-
schränkungen zur Beleuchtung). 

− Darüber hinaus liegen im Wirkraum der Änderung keine geschützten Be-
standteile von Natur und Landschaft. 
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Änderungsbereich VII 

− Innerhalb des Änderungsbereiches befinden sich keine geschützten Be-
standteile von Natur und Landschaft. 

− Das nächstgelegene gemäß § 30 BNatSchG geschützte Biotop "Steinmühl-
bach und Riedtobel in Stein bei Immenstadt" (Biotopteilflächen-Nr. 8427-
0059-003) liegt westlich in einer Entfernung von ca. 70 m. Auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung sind entsprechende Schutzvorkehrungen zu 
treffen, um unmittelbare und funktionelle Beeinträchtigungen zu vermei-
den (bspw. Einhaltung von Abständen, Schaffung von Pufferflächen, Ein-
schränkungen zur Beleuchtung). 

− Darüber hinaus liegen im Wirkraum der Änderung keine geschützten Be-
standteile von Natur und Landschaft. 

Änderungsbereich VIII 

− Innerhalb des Änderungsgebietes befinden sich keine geschützten Be-
standteile von Natur und Landschaft. 

− Das nächstgelegene gemäß § 30 BNatSchG geschützte Biotop "Magerra-
sen am südlichen Ortsrand von Stein" (Biotopteilflächen-Nr. 8427-1079-
000) liegt unmittelbar nördlich in einer Entfernung von lediglich 5 m. Dar-
über hinaus liegen in größerer Distanz in allen Himmelsrichtungen weitere 
geschützte Biotope. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung sind ent-
sprechende Schutzvorkehrungen zu treffen, um unmittelbare und funktio-
nelle Beeinträchtigungen zu vermeiden (bspw. Einhaltung von Abständen, 
Schaffung von Pufferflächen, Einschränkungen zur Beleuchtung). 

− Darüber hinaus liegen im Wirkraum der Änderung keine geschützten Be-
standteile von Natur und Landschaft. 

  

1.1.12 Darstellungen sonstiger Pläne (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. g BauGB): 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 28.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 der Regierung 
von Schwaben, Raumordnung, Landes- und Regionalplanung, Augsburg: 

 Stellungnahme: 

O. g. Bauleitplanvorhaben stehen landesplanerische Belange nicht entgegen. 

Das Sachgebiet Städtebau der Regierung von Schwaben gibt folgenden Hin-
weis: 

Zu den Flächen VI und VIII (Wohnbauflächen): Im gültigen Flächennutzungs-
plan sind noch potenzielle Erweiterungsflächen für Wohnbau ausgewiesen. 
Wenn diese im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Wohnbauflächen nicht 
zur Verfügung stehen oder entwickelt werden können, z.B. die Fläche in un-
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mittelbarer Nähe zur Fläche VIII, sind sie aus dem Flächennutzungsplan her-
auszunehmen, bevor neue Flächen auf Flächen für die Landwirtschaft ausge-
wiesen werden. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Wie in der Begründung zur Flächennutzungsplan-Änderung ausgeführt, 
wurde erst im Jahr 2022 eine 15,08 ha große Wohnbaufläche (W) im Bereich 
der "Stadtalpe" aus dem Flächennutzungsplan herausgenommen und als Flä-
che für die Landwirtschaft bzw. für Wald dargestellt. Die genannte Fläche war 
bereits im 1981 genehmigten Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche (W) 
dargestellt und später im Rahmen der Fortschreibung des Flächennutzungs-
planes (2010-2012) übernommen worden. Aufgrund des felsigen Untergrunds 
sowie bestehender Georisiken im Bereich der "Stadtalpe" zeigte sich jedoch, 
dass weniger als 1/3 der Fläche tatsächlich für eine Bebauung genutzt werden 
kann. Die Stadt Immenstadt i. Allgäu verfolgt deshalb keine bauliche Entwick-
lung in diesem Bereich mehr, weshalb eine Herausnahme der Fläche aus dem 
Flächennutzungsplan zugunsten einer künftigen Entwicklung anderer, besser 
geeigneter Standorte sinnvoll erschien. Da seit Herausnahme der 15,08 h gro-
ßen Wohnbaufläche (W) aus dem Flächennutzungsplan erst wenige, kleinflä-
chige Gebiete neu als Wohnbaufläche (W) ausgewiesen wurden (z.B. ein 
Grundstück von 0,04 ha im Bereich "Bühl-Hub Südteil"; auch das 2022 neu 
ausgewiesene Baugebiet im Ortsteil Akams weist lediglich 1,7 ha Wohnbau-
fläche auf), erachtet die Stadt Immenstadt im Allgäu keine weitere Flä-
chenkompensation als erforderlich. 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des BUND Na-
turschutz in Bayern e.V., Ortsgruppe Immenstadt i. Allgäu: 

 Stellungnahme: 

Änderungsbereich Bühl-Süd 1 (Hierlhof) 

Die Regierung von Schwaben nennt zur Beurteilung der Änderung des FNP 
folgende Ziele: 

LEP 3.1 Abs. 1 (G) Ausweisung von Bauflächen an einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung ausrichten 

LEP 3.1 Abs. 2 (G) flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen an-
wenden 

LEP 3.2 (Z) vorhandene Potentiale der Innenentwicklung vorrangig nutzen 

LEP 7.2.5 (G) Risiken durch Hochwasser soweit möglich verringern 

Diese Ziele sind auch die Ziele des BN. Bei den im Änderungsbereich Bühl-
Süd 1 geplanten Hotel-/Chaletbauten und der Straßenverlegung kommt es zu 
einem erheblichen Flächenverbrauch. Der für ein ausgewogenes Land-
schafts- und Ortsbild notwendige Grüngürtel zwischen Immenstadt und Bühl 
wird zerstört. Das Bauen im HQ100-Bereich mit daraus resultierender Reduk-
tion des Retentionsraums hat zur Folge, dass als Ausgleich neuer Retentions-
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raum geschaffen werden muss. Dieser wird direkt an ein wertvolles und sen-
sibles Biotop (Geyersche Windelschnecke) angrenzen und stellt für dieses ein 
nicht kalkulierbares Risiko dar. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die genannten Ziele der 
Raumordnung wurden bei der Flächennutzungsplanänderung berücksichtigt 
und behandelt. Bei den vorliegenden Änderungen handelt es sich teils um An-
passungen an den Bestand (Änderungsbereiche IV, V und VII), teils um die 
Verlagerung einer bereits im Flächennutzungsplan enthaltenen Baufläche 
(Änderungsbereiche II und III), und nur zu einem geringen Teil um maßvolle 
Neuausweisungen von Bauflächen (Änderungsbereiche I, VI und VIII). Das Er-
fordernis dieser Neuausweisungen wird im Entwurf zur Flächennutzungs-
planänderung ausführlich begründet. Die Stadt Immenstadt im Allgäu verweist 
zudem auf die Herausnahme von Wohnbauflächen aus dem Flächennut-
zungsplan im Bereich der "Stadtalpe" von 15,08 ha im Jahr 2022, welche eine 
Neuausweisung von Flächen in vorliegenden Umfang mehr als kompensiert. 

Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes wird noch kein Baurecht im 
Sinne von § 30 BauGB geschaffen. Daher kann für jeden Änderungsbereich 
im nachgelagerten Bauleitplanverfahren bzw. auf Baugenehmigungsebene 
dafür Sorge getragen werden, dass die Auswirkungen auf das Landschafts- 
und Ortsbild gewahrt bleibt und Beeinträchtigungen auf ein möglichstes Mi-
nimum reduziert werden. Hierzu können geeignete grünordnerische Maßnah-
men zur Ein- und Durchgrünung festgelegt werden. Die Stadt gibt jedoch zu 
bedenken, dass gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und privaten Be-
lange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen sind. Der Schutz 
des Landschaftsbildes ist dabei nur ein Belang von vielen und muss ggf. ei-
nem anderen Belang untergeordnet werden.  

Aufgrund der räumlichen Nähe einiger Änderungsbereiche zu Oberflächenge-
wässern erfolgt auf Ebene der nachgelagerten Bauleitplanung bzw. Bauge-
nehmigung eine Bewertung der digital vorliegenden bzw. tatsächlichen Hoch-
wassersituation. Dabei ist jeder Änderungsbereich im Einzelfall zu betrachten 
und im Zweifel mittels gutachterlicher Prüfungen zu bewerten, um eine fach-
lich fundierte und rechnerisch vermittelbare Einschätzung der Hochwasser-
gefährdungslage zu erhalten und die Belange auch von wild abfließendem 
Wasser (gemäß § 37 WHG) beurteilen zu können. Sofern im Ergebnis erfor-
derlich, werden Schutzvorkehrungen festgelegt (bspw. hochwasserange-
passte Bauweise) oder Ausgleich für Retentionsraum geschaffen. Zudem 
kann im Zuge der jeweiligen Entwässerungskonzeption eine schadlose Ablei-
tung von Niederschlagswasser dargelegt werden. 

Der Hinweis zum Vorkommen von Vertigo geyeri wird zur Kenntnis genom-
men. Eine etwaige Betroffenheit bzw. potenziell zu ergreifende Maßnahmen 
werden auf Ebene der nachgelagerten Bauleitplanung bzw. Baugenehmigung 
bewertet. 
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 Umweltbericht gem. § 2a BauGB in der Fassung vom 24.07.2025: 

 Bestandsaufnahme: 

Regionalplan: 

Für den überplanten Bereich sind die Ziele des Landesentwicklungspro-
gramms Bayern sowie des Regionalplans Region Allgäu maßgeblich. Die Pla-
nung steht in keinem Widerspruch zu den für diesen Bereich relevanten Zielen 
des Landesentwicklungsprogramms Bayern sowie des Regionalplans Region 
Allgäu. 

Flächennutzungsplan: 

Die 14. Änderung des Flächennutzungsplanes in 8 Bereichen dient mehreren 
unterschiedlichen Planungszielen, die aus Gründen der Aufwandsminderung 
in einer einzigen Flächennutzungsplanänderung zusammengefasst werden 
sollen. 
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2  Berücksichtigung der sonstigen Belange auf Grund der Ergebnisse 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

  

2.1 Die im Rahmen der frühzeitigen Behördenunterrichtung (gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB) eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen wurden 
nicht gesondert abgewogen, sondern wurden direkt bei der Erstellung 
der Entwurfsfassung vom 27.03.2025 berücksichtigt. 

Die sonstigen Belange wurden bei der 14. Änderung des Flächennut-
zungsplanes in 8 Bereichen wie folgt berücksichtigt:  

  
2.1.1 Planungs-/Baurecht: 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Landrats-
amtes Oberallgäu, Bauamt – Bauleitplanung / Ortsplanung, Sonthofen: 

 Stellungnahme: 

Wir bitten um Nummerierung der Flächennutzungsplanänderung. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Bitte wird entsprochen. Die Nummerierung "14. Änderung" wird redaktio-
nell ergänzt. 

  

2.1.2 Verkehrliche Erschließung: 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 19.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Staatlichen 
Bauamtes Kempten, Sachbereich Verkehr: 

 Stellungnahme: 

Wir dürfen auf unsere Stellungnahme vom 03.02.2023 verweisen. Diese be-
halten weiterhin uneingeschränkt Gültigkeit. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Abwägung/Beschluss: 

Der Verweis auf die Stellungnahme vom 03.02.2023 wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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 Stellungnahme vom 03.02.2023: 

Bühl-Süd I: 

- Der voraussichtliche Änderungsbereich grenzt auf straßenrechtlich freier 
Strecke an die B308. Eine Anbauverbotszone von 20 Meter (gemessen vom 
Fahrbahnrand der B 308) ist einzuhalten. 

- Neue Zufahrten zur Bundesstraße dürfen nicht angelegt werden. Dies gilt 
auch für die Dauer der Bauarbeiten. 

- Sofern Änderungen an der Einmündung vorgesehen sind, sind diese nach 
vorheriger Detailabstimmung mit dem Staatlichen Bauamt Kempten auf Kos-
ten der Stadt Immenstadt durchzuführen. 

- Der seitliche Abfluss des Oberflächenwassers vom Straßengrundstück darf 
nicht behindert werden. Eventuell notwendige entwässerungstechnische 
Maßnahmen gehen zu Lasten des Antragsstellers. Den Straßengrundstücken 
und den Straßenentwässerungsanlagen dürfen keine Abwässer und kein Nie-
derschlagswasser zugeleitet werden. 

Bühl-Süd II: 

- Neue Zufahrten zur Bundesstraße dürfen nicht angelegt werden. Dies gilt 
auch für die Dauer der Bauarbeiten. Mit den zusätzlichen Parkplätzen ist ein 
Abstand von mind. 10 m vom Fahrbahnrand der B 308 einzuhalten. 

Bühl- Süd III und IV: 

- Keine Einwände 

Bühl-Süd V + VI, Fischerweg: 

- Die Bereiche liegen außerhalb unserer Zuständigkeit 

Stein-Kirchbichl: 

- Der Bereich liegt außerhalb unserer Zuständigkeit 

Stein-Eichwald: 

- Das Gebiet ist rückwärtig über eine gemeindliche Straße an die Kreisstraße 
OA 5 in Stein angeschlossen. 

- Sofern sich an der Einmündung des gemeindlichen Weges in die OA 5 nahe 
des Kreisverkehrsplatzes mit der B308 verkehrliche Änderungen ergeben, ist 
sicherzustellen, dass keine negativen Auswirkungen auf den Verkehrsfluss im 
Kreisverkehr entstehen können. 

Zaumberg: 

- Der Umgriff des geplanten Bebauungsplanes reicht bis etwa 20 m an die 
Staatstraße 2006 heran. Das Anbauverbot an Staatsstraßen wird nicht be-
rührt. 
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- Das Gebiet ist über eine gemeindliche Straße mittelbar an das übergeord-
nete Straßennetz (St 2006) angeschlossen. Eine straßenbaulich relevante Zu-
nahme des Verkehrs im Einmündungsbereich der Gemeindestraße in die St 
2006 nicht zu erwarten. Mit der Änderung des FPL in diesem Bereich beste-
hen somit grundsätzliche keine Einwände. 

- Den Straßengrundstücken und den Straßenentwässerungsanlagen dürfen 
keine Abwässer und kein Niederschlagswasser zugeleitet werden.  

Um weitere Beteiligung im Verfahren wird gebeten. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Bereich I: 

Die geforderte Anbauverbotszone wird durch die Darstellung einer Fläche für 
Wald entlang der B 308 eingehalten und dar-über hinaus auch im Rahmen der 
nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung durch Festsetzungen gesichert. 

Neue Zufahrten zur Bundesstraße sind nicht geplant. Sollten Änderungen an 
der bestehenden Einmündung erforderlich werden, werden diese mit dem 
Staatlichen Bauamt Kempten abgestimmt. 

Die Hinweise zum Oberflächenwasser auf Straßengrundstücken werden zur 
Kenntnis genommen und im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung bzw. 
im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfahrens berücksichtigt. 

Bereich II: 

Da der geplante Parkplatz im Bereich II als Ersatz für den ursprünglich vorge-
sehenen Parkplatz im Bereich III dienen soll, wird davon ausgegangen, dass 
eine Zufahrt zu diesem Parkplatz als zulässig erachtet wird, da ja die geplante 
Zufahrt zum Bereich III entfällt. 

Bereiche III, IV, V, VI und VII: 

Dass bezüglich der Bereiche III und IV keine Einwände vorgebracht werden 
und dass die Bereiche V, VI und VII außerhalb der Zuständigkeit des Staatli-
chen Bauamtes Kempten liegen, wird zur Kenntnis genommen. 

Bereich VIII: 

Eine entsprechende Erschließungsplanung wird im Rahmen nachfolgender 
verbindlicher Bauleitplanungen entwickelt und mit dem Staatlichen Bauamt 
Kempten abgestimmt. 

Bereich IX: 

Dass keine Einwände gegen die Planung im Bereich Zaumberg bestehen, wird 
zur Kenntnis genommen, ebenso die Hinweise zur Entwässerung. Dieser Be-
reich ist nicht mehr Bestandteil der vorliegenden Flächennutzungsplanände-
rung. 

Der Bitte um weitere Beteiligung wird entsprochen. 
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2.1.3 Land-/Forstwirtschaft: 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 23.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Amtes für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Kempten (Allgäu), Kempten: 

 Stellungnahme: 

Bereich Forsten: 

Im Wesentlichen verweisen wir auf unsere Stellungnahme mit dem Gz. 
7716.2-19-4-2 vom 23.01.2023: In den 6 Änderungsbereichen im Ortsteil Bühl 
und im Änderungsbereich VII befinden sich keine Waldflächen. Direkt südöst-
lich an den Bereich VIII grenzt ein alter Laubwaldbestand an. Hier sollten be-
reits frühzeitig Abstandsflächen eingeplant werden, um die Gefährdung für 
die geplanten Wohngebäude gering zu halten. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Verweis auf die Stellungnahme vom 23.01.2023 wird zur Kenntnis genom-
men. Der erforderliche Waldabstand im Bereich VIII wird im Rahmen nachfol-
gender Bauleitplanungen bzw. Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt 
und eingehalten. 

 Stellungnahme vom 23.01.2023: 

Von der 14. Änderung des Flächennutzungsplans in den oben genannten Be-
reichen sind nur in Zaumberg keine forstlichen Belange betroffen. 

Im Bereich Bühl sind die Ufergehölze der Konstanzer Ach in die Planung ein-
bezogen. Sie stellen einen seltenen, in weiten Teilbereichen verloren gegan-
genen Lebensraum dar, wenngleich sie kein Wald im Sinne des Bayerischen 
Waldgesetzes sind. Zudem sind sie ein nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz 
geschütztes Biotop und liegen im Naturpark Nagelfluhkette. Aus diesen Grün-
den sollten sie dringend erhalten werden. 

Im Bereich Stein grenzt südöstlich an die zukünftig zur Wohnbebauung vor-
gesehene Fläche ein älterer Laubmischwald an. Dieser ist für den Standort 
geeignet und als stabil einzuschätzen. Um die Bewohner der Wohnhäuser vor 
Baumfallgefahren (auch abbrechende Starkäste) zu schützen, sollte ein Ab-
stand von mindestens 10m zwischen Wald und Gebäuden bereits in die früh-
zeitige Planung einbezogen werden. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme vom 23.01.2023 wird zur Kenntnis genommen. Die Ufer-
gehölze entlang der Konstanzer Ach werden im Zuge des nachgelagerten 
Bauleitplanverfahrens bzw. auf Baugenehmigungsebene von einer Überpla-
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nung ausgespart. Zur Vermeidung funktioneller Beeinträchtigungen wird zu-
dem ein Abstand eingehalten, der durch weitere grünordnerische Maßnah-
men ergänzt werden kann (bspw. Gehölzpflanzungen als Puffer). 

Zu dem Laubmischwald angrenzend zum Bereich Stein wird im nachgelager-
ten Bauleitplanverfahren bzw. auf Baugenehmigungsebene ein entsprechen-
der Waldabstand eingehalten. 

 Stellungnahme: 

Bereich Landwirtschaft: 

Die Stellungnahme vom 8.02.2023 mit dem AZ AELF-KE-L2.2-4611-19-8 wird 
weiter aufrechterhalten. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Der Verweis auf die Stellungnahme vom 08.02.2023 wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 Stellungnahme vom 08.02.2023: 

Die umliegenden Flächen der oben genannten Bereiche werden weiterhin in-
tensiv landwirtschaftlich genutzt. Auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaf-
tung gehen von den landwirtschaftlichen Grünlandflächen Lärm-, Staub- und 
Geruchsimmissionen aus, die akzeptiert werden müssen. Landwirtschaftliche 
Arbeiten sind stark witterungsabhängig, und müssen daher teilweise auch in 
den Abendstunden und am Wochenende stattfinden. 

Um Konflikte schon im Vorfeld so weit wie möglich auszuschließen, empfiehlt 
es sich diese Duldungsverpflichtung mittels Grunddienstbarkeit abzusichern, 
wonach landwirtschaftliche Emissionen (unabhängig davon, ob sie bei der Be-
wirtschaftung von Flächen entstehen oder von landwirtschaftlichen Hofstel-
len ausgehen) entschädigungslos hinzunehmen sind. 

Mit der Bebauung gehen teils wertvolle, bislang landwirtschaftlich genutzte 
Produktionsflächen als Futtergrundlage für die Erzeugung von wertvollen re-
gionalen Lebensmitteln unwiederbringlich verloren.  

In der Regel folgt dem Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen durch die Um-
setzung der Bebauung ein weiterer Produktionsflächenverlust durch den not-
wendigen naturschutzfachlichen Ausgleich. Deshalb sollte durch geeignete 
Maßnahmen bei der Umsetzung der Planung der Ausgleichsflächenbedarf 
möglichst geringgehalten werden und landwirtschaftliche Produktionsflächen 
geschont werden. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Stellungnahme vom 08.02.2023 zu den Emissionen auf Grund der Bewirt-
schaftung der umliegenden landwirtschaftlich genutzten Flächen wird zur 
Kenntnis genommen. Eine pauschale Duldung solcher Emissionen kann nicht 
festgesetzt werden. Darüber hinaus ist auf den privatrechtlichen Nachbar-
schutz nach §§ 1004 i. V. m. 906 BGB zu verweisen. 
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Die Überplanung landwirtschaftlicher Nutzflächen wird für jeden Änderungs-
bereich bei konkreten Vorhaben separat auf Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung bzw. im Baugenehmigungsfahren bewertet. Die Stadt ist sich der 
Verantwortung zur baulichen Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflä-
chen bewusst und wird diese in die jeweiligen Abwägungsprozesse einbezie-
hen. 

Bei der Inanspruchnahme ggf. erforderlicher Ausgleichsflächen wird auf eine 
Schonung von landwirtschaftlichen Nutzflächen geachtet. Sofern möglich, 
wird der Ausgleich über bereits generierte Ökokontomaßnahmen erbracht. 
Auf diese Weise ist keine weitere Inanspruchnahme landwirtschaftlicher 
Nutzflächen erforderlich. 

  

2.1.4 Brandschutz: 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Landrats-
amtes Oberallgäu, Kreisbrandrat, Sonthofen: 

 Stellungnahme: 

Stellungnahme des Kreisbrandrats für nachgelagerte verbindliche Bauleitpla-
nungen und Genehmigungsverfahren: 

1. Soweit bestehende Straßenverläufe der öffentlichen Verkehrsfläche verän-
dert werden, ist sicherzustellen, dass die Mindestanforderungen der "Richtli-
nie über Flächen für die Feuerwehr" - Fassung Februar 2007 analog auch für 
den öffentlichen Straßenraum eingehalten werden. Sollte dies im Einzelfall 
nicht möglich sein, so ist die konkrete Ausführung der betreffenden Verkehrs-
fläche vor Bauausführung mit der örtlichen Feuerwehr und der Brandschutz-
dienststelle des Landkreises abzustimmen.  

2. Die erforderliche Löschwasserversorgung im Grundschutz für das jeweilige 
Gebiet ist nach dem Regelwerk der DVGW Arbeitsblatt W 405 zu ermitteln. 
Als Hydranten sind Überflurhydranten vorzusehen. Die Abstände der Hydran-
ten zueinander sollten insbesondere bei Änderung und/oder Neuerrichtung 
150 m nicht überschreiten. 

3. Damit Pflanzgebote (insbesondere weit ausladende Bäume) ggf. nicht im 
Einzelfall bei Gebäuden mit bauordnungsrechtlich erforderlichen Anleiterstel-
len > 8m über Erdboden den Anleiterbereich von Hubrettungsfahrzeugen be-
einträchtigen, ist in die textlichen Festsetzungen eine entsprechende Aus-
nahmeregelung (Verzicht, Änderung des Standortes, Änderung der Pflanzart 
o.ä.) für diesen Fall aufzunehmen. Wir weisen darauf hin, dass im Einzelfall in 
der Satzung festgesetzte Baumaterialien ggf. in Teilbereichen aus bauord-
nungsrechtlichen Gründen nicht zulässig sein könnten (z.B. Überdeckungs-
verbot von Brandwänden mit brennbaren Baumaterialien gemäß Art. 28 
BayBO). 
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Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen nachfolgender 
Bauleitplanungen bzw. Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt. 

  

2.1.5 Belange der Eisenbahn: 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 27.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des Eisenbahn-
Bundesamtes, München: 

 Stellungnahme: 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der Änderung des Flä-
chennutzungsplanes in 8 Bereichen in Immenstadt berührt, da die nächstge-
legene Bahnlinie 5362 Buchloe – Lindau jeweils östlich an den Plangebieten 
vorbeiführt. Bei Beachtung der nachfolgenden Hinweise bestehen jedoch 
keine Bedenken. 

1.) Grundsätzlich ist zu beachten, dass durch die Festlegungen im Flächen-
nutzungsplan und die daraus resultierenden Bebauungspläne, der Schienen-
verkehr und damit auch die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes nicht gefähr-
det werden darf. 

2.) Ich weise vorsorglich darauf hin, dass durch den benachbarten Eisenbahn-
betrieb und bei der Erhaltung der Bahnanlagen Emissionen (insbesondere 
Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abrieb z. Bsp. durch Brems-
stäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder, etc.) entste-
hen, die ggf. im Rahmen der Erstellung der Bauleitplanung zu berücksichtigen 
wären. 

3.) Generell ist zu beachten, dass Betriebsanlagen der Eisenbahn des Bundes 
i.S.d. § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) zu denen gem. § 4 Abs. 1 Ei-
senbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) neben den Schienenwegen auch 
Grundstücke, Bauwerke und sonstige Einrichtungen gehören, die unter Be-
rücksichtigung der örtlichen Verhältnisse zur Abwicklung oder Sicherung des 
Reise- oder Güterverkehrs auf der Schiene erforderlich sind, unter der Fach-
planungshoheit des Eisenbahn-Bundesamtes (§ 38 BauGB) stehen. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die genannten Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen 
nachfolgender, verbindlicher Bauleitplanungen bzw. Baugenehmigungsver-
fahren berücksichtigt. 
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 Stellungnahme: 

4.) Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die Vereinbarkeit 
aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen und der Bahnstrom-
fernleitungen prüft. Die Betreiber dieser Anlagen sind möglicherweise betrof-
fen. Ich empfehle daher, die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Kompetenz-
team Baurecht, Region Süd, Barthstraße 12, 80339 München (ktb.muen-
chen@deutschebahn.com) am Verfahren zu beteiligen, sofern nicht bereits 
geschehen.  

Diese Stelle übernimmt die Koordination der jeweils betroffenen Unterneh-
mensbereiche und die Abgabe einer gesamten Stellungnahme für den Kon-
zern der Deutschen Bahn bei Bauleitplanungen und Bauvorhaben Dritter. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, wurde am Verfahren beteiligt. Eine 
entsprechende Stellungnahme liegt vor. Die Stellungnahme ist untenstehend 
aufgeführt und wird dort einer Abwägung zugeführt. 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 der Deutschen 
Bahn AG, DB Immobilien, München: 

 Stellungnahme: 

Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisen-
bahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder ge-
stört werden.  

Die Deutsche Bahn AG ist gesetzlich verpflichtet, den sicheren Betrieb des 
Eisenbahnverkehrs zu gewährleisten. Diese Verpflichtung basiert auf einem 
umfassenden Rechtsrahmen, der durch § 4 des Allgemeinen Eisenbahngeset-
zes (AEG) und § 2 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) gestützt 
wird. Gemäß § 4 AEG müssen Infrastruktur und Fahrzeuge so gestaltet und 
betrieben werden, dass sie den Anforderungen der öffentlichen Sicherheit 
genügen. § 2 EBO konkretisiert diese Anforderungen, indem die Einhaltung 
der anerkannten Regeln der Technik vorgeschrieben werden.  

Diese umfassenden Rechtsvorschriften unterstreichen die Verantwortung der 
Deutschen Bahn AG, durch technische und betriebliche Maßnahmen die Si-
cherheit des Bahnverkehrs zu gewährleisten.  

Verstöße gegen diese Vorgaben können als Ordnungswidrigkeiten gemäß § 
64b EBO geahndet werden.  

Durch die Inhalte, Festlegungen und Zielsetzungen der Bauleitplanung dürfen 
der gewöhnliche Betrieb der bahnbetriebsnotwendigen Anlagen einschließ-
lich der Maßnahmen zur Wartung und Instandhaltung sowie Maßnahmen zu 
Umbau, Erneuerung oder ggf. notwendiger Erweiterungen keinesfalls verzö-
gert, behindert oder beeinträchtigt werden. 
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Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der nachfol-
genden verbindlichen Bauleitplanungen bzw. Baugenehmigungsverfahren 
berücksichtigt. 

 Stellungnahme: 

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) hat an dieser Stellungnahme nicht mitge-
wirkt. Wir bitten, das Eisenbahnbundesamt am Verfahren zu beteiligen.  

Die Anschrift lautet: Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle München, Arnulf-
straße 9-11, 80335 München. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Das Eisenbahn-Bundesamt wurde beteiligt. Eine entsprechende Stellung-
nahme liegt vor. Die Stellungnahme ist obenstehend aufgeführt und wird dort 
einer Abwägung zugeführt. 

 Stellungnahme: 

1. Immobilienrelevante Belange  

Es befinden sich keine Flächen der DB AG im Umgriff des Geltungsbereichs 
des Flächennutzungsplanes.  

Aus den eingereichten Unterlagen gehen keine Hinweise auf bestehende Ver-
einbarungen zu Gunsten der DB AG und der mit dieser nach § 15 AktG ver-
bundenen Unternehmen (Dienstbarkeiten, schuldrechtliche Vereinbarungen 
etc.) hervor. Es wird darauf hingewiesen, dass sämtliche übernommenen Ver-
pflichtungen und Verzichte zu Gunsten der Unternehmen des DB Konzerns –
auch soweit sie nicht dinglich gesichert sind-, vom Antragsteller und dessen 
Rechtsnachfolger vollumfänglich zu berücksichtigen sind. Veränderungen 
und Maßnahmen an Dienstbarkeitsanlagen bzw. Bahnbetriebsanlagen dürfen 
nicht ohne Genehmigung des Dienstbarkeitsberechtigten bzw. des Anlagen-
verantwortlichen erfolgen.  

Wir bitten Sie, die Unterlagen daraufhin zu prüfen. Besteht ein entsprechen-
der Sachverhalt, so sind die für die Beurteilung der zu entscheidenden Fragen 
erforderliche Angaben zu ergänzen und uns erneut zur Stellungnahme vorzu-
legen. Ergeben sich zu einem späteren Zeitpunkt Auswirkungen auf Eisen-
bahnbetriebsanlagen, behalten wir uns weitere Bedingungen und Auflagen 
vor.  

Bei vorübergehender Inanspruchnahme von bahneigenen Flächen durch 
Dritte ist vor Beginn der Baumaßnahme eine vertragliche Regelung erforder-
lich. Bahnflächen dürfen ohne vertragliche Regelung nicht in Anspruch ge-
nommen werden. 
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Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Das Vorliegen etwaiger 
Dienstbarkeiten oder Vereinbarungen wird geprüft. 

 Stellungnahme: 

2. Infrastrukturelle Belange  

Hinweise DB InfraGO AG, Investitionsplanung und Segmentsteuerung 

Die folgenden Hinweise betreffen die Flächennutzungsplanänderung in der 
Gemarkung Bühl a. Alpsee.  

Wir bitten um Beachtung der folgenden Hinweise: 

--Im Bereich der Teilfläche II grenzt die Eisenbahnüberführung (EÜ) km 86,171 
an. Diese ist aktuell für das Jahr 2035 zur Erneuerung vorgesehen.  

- Im Bereich der Zone III befinden sich zwei Durchlässe in km 85,753 und km 
85,962. Diese habe aktuell noch kein Projekt, sind aber langfristig auch zu 
Erneuerung vorgesehen. 

Aus Sicht der DB InfraGO AG sollten sich durch die Nutzungsänderung der 
Fläche keine Einschränkungen auf die genannten Bauwerke bzw. deren Er-
neuerung ergeben.  

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen 
Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Ab-
riebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magneti-
sche Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen kön-
nen.  

Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur In-
standhaltung und dem Unterhalt, in Zusammenhang mit dem Eisenbahnbe-
trieb, sind der Deutschen Bahn weiterhin zweifelsfrei und ohne Einschränkun-
gen im öffentlichen Interesse zu gewähren. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der nachfol-
genden verbindlichen Bauleitplanungen bzw. Baugenehmigungsverfahren 
berücksichtigt. 

 Stellungnahme: 

3. Schlussbemerkungen  

Sollten sich durch die Bauleitplanung zu einem späteren Zeitpunkt für den Ei-
senbahnbetrieb sicherheitsrelevante Auswirkungen ergeben bzw. festgestellt 
werden, behält sich die DB AG weitere Bedingungen und Auflagen vor.  

Wir bitten Sie, uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen und uns zu gege-
bener Zeit den Beschluss zu übersenden. 
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Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Bitte um weitere Beteili-
gung wird entsprochen. 

  

2.1.6 Allgemeines zur Planung: 

 Vorliegende Erkenntnisse bzw. Stellungnahmen mit Berücksichtigung 
bzw. Abwägung des Stadtrates: 

 Stellungnahme vom 30.05.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des BUND Na-
turschutz in Bayern e.V., Ortsgruppe Immenstadt i. Allgäu: 

 Stellungnahme: 

Änderungsbereich Stein-Eichwald 

Der Bedarf für das neue Baugebiet ist für uns nicht ersichtlich, da die Bau-
plätze in Akams nach unserer Information schwer zu vermitteln waren. Das 
vorgeschlagene Projekt "gemeinschaftliches Wohnen" erscheint uns an die-
sem Standort nicht stichhaltig. Wäre es nicht sinnvoller, ein Mehrgeneratio-
nenhaus im innerstädtischen Bereich zu planen? 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Für das 2022 neu ausgewiesene Baugebiet im Ortsteil Akams hatte die Stadt 
anfangs tatsächlich für einige Zeit Schwierigkeiten mit der Grundstücksver-
mittlung. Dies lag in erster Linie an den zu dieser Zeit drastisch steigenden 
Baukosten, dem ebenfalls deutlich gestiegenen Zinsniveau und wegfallender 
Förderungen, welche in ihrer Gesamtheit zu einer starken Verunsicherung von 
privaten Bauherren gerade in Bezug auf Einzelhaus-Grundstücke geführt hat-
ten. Zudem gab es im für das Baugebiet angewendeten Einheimischen-Mo-
dell für die Baubewerber verschiedene, europarechtbedingte Vorgaben zu er-
füllen (Einkommens- und Vermögensgrenzen, kein eigenes Wohneigentum 
etc.), was ebenfalls eine Hürde für einige Bauwillige darstellte. 

Die preisbedingte Verunsicherung ließ jedoch nach kurzer Zeit nach und es 
wurden genügend Baubewerber gefunden, die die Vorgaben des Einheimi-
schen-Modells erfüllten. Die Grundstücke konnten vollständig veräußert wer-
den. Weiterer Bedarf an Wohnraum ist vorhanden und wird regelmäßig ange-
fragt. 

Im Entwurf zur Flächennutzungsplanänderung wird kein Projekt "gemein-
schaftliches Wohnen" vorgeschlagen; auch im rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplan mit Grünordnungsplan "Baugebiet Akams" der Stadt Immenstadt im 
Allgäu ist diesbezüglich keine Festsetzung oder Aussage getroffen, daher er-
schließt sich die Anregung nicht vollständig. Die Planung eines Mehrgenera-
tionenhauses kann als sinnvolle und zukunftsfähige Wohnform jedoch wohl-
wollend geprüft werden. Dies ist allerdings erst auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung sinnvoll. 
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 Stellungnahme vom 10.06.2025 zur Fassung vom 27.03.2025 des BUND Na-
turschutz in Bayern e.V., Kreisgruppe Kempten – Oberallgäu, Immenstadt i. 
Allgäu: 

 Stellungnahme: 

Wir haben die Stellungnahme der BN-Ortsgruppe Immenstadt erst nach Ab-
gabe zur Kenntnis erhalten und möchten uns im Detail zur PV-Anlage auf dem 
geplanten neuen Parkplatz explizit für die Realisierung dieser PV-Anlage aus-
sprechen und begrüßen dieses Vorhaben aufgrund der "doppelten Flächen-
nutzung". 

Die BN-Ortsgruppe Immenstadt geht hier nicht konform mit der BN-Kreis-
gruppe und dem Positionspapier des Gesamtverbandes zur Photovoltaik. 

Abwägung bzw. Berücksichtigung: 

Dass die Kreisgruppe Kempten-Oberallgäu des Bund Naturschutz in Bayern 
e. V. eine Photovoltaiknutzung auf dem geplanten Parkplatz im Änderungsbe-
reich II im Gegensatz zur Ortsgruppe Immenstadt befürwortet, wird zur Kennt-
nis genommen, ebenso das Positionspapier des Gesamtverbandes zur Pho-
tovoltaik. Wie bei der Stellungnahme der Ortsgruppe bereits ausgeführt, wird 
die Errichtung der Photovoltaikanlage nicht auf Ebene der gegenständlichen 
Änderung des Flächennutzungsplanes, sondern auf nachgelagerter Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung bzw. auf Baugenehmigungsebene festge-
legt. Die Stadt Immenstadt möchte jedoch bereits auf der Ebene der vorbe-
reitenden Bauleitplanung die erforderlichen Voraussetzungen schaffen, um 
diese sinnvolle Option einer Solarenergienutzung auf ohnehin zu versiegeln-
der Fläche grundsätzlich zu ermöglichen. 

 



 

 Stadt Immenstadt im Allgäu  Zusammenfassende Erklärung zur  
14. Änderung des Flächennutzungsplanes in 8 Bereichen  

zur Fassung vom 24.07.2025  

Seite 70 

3  Wahl des Planes in Bezug auf in Betracht kommende anderweitige 
Planungsmöglichkeiten 

  

3.1 Allgemeines Planungserfordernis:  

 Die 14.  Änderung des Flächennutzungsplanes in 8 Bereichen dient mehreren 
unterschiedlichen Planungszielen, die aus Gründen der Aufwandsminderung 
in einer einzigen Flächennutzungsplanänderung zusammengefasst werden 
sollen. 

Änderungsbereich I: Der im Änderungsbereich I bestehende, als Beherber-
gungsbetrieb genutzte "Hierlhof" soll umfangreich erweitert werden, um eine 
zukunftsfähige und wirtschaftliche touristische Nutzung zu ermöglichen. Ge-
plant sind mehrere Gebäude mit Suiten und Doppelzimmern, ein Spa-Ge-
bäude sowie ein Mitarbeiterwohnhaus und die erforderlichen Parkplätze. Die 
Stadt Immenstadt im Allgäu unterstützt das Vorhaben, da der Tourismus einen 
wichtigen Wirtschaftszweig der Region darstellt, dessen Sicherung, Stärkung 
und Weiterentwicklung ein wesentliches Ziel nicht nur der Stadt, sondern 
auch der übergeordneten Raumplanung ist. Um die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für die Erweiterung des "Hierlhofes" zu schaffen, ist eine Än-
derung des Flächennutzungsplanes erforderlich. 

Änderungsbereiche II und III: Bislang sieht der Flächennutzungsplan der Stadt 
Immenstadt im Allgäu die Fläche südöstlich des Parkplatzes "Alpsee" am "Ba-
deweg" als weitere Fläche für den "Ruhenden Verkehr" vor. Da inzwischen 
geänderte Planungen vorliegen, die eine Nutzung der Fläche nordwestlich 
des bestehenden Parkplatzes bevorzugen, soll die Darstellung einer Fläche 
für den "Ruhenden Verkehr" im Änderungsbereich III aus dem Flächennut-
zungsplan herausgenommen und stattdessen im Änderungsbereich II vorge-
sehen werden. Auch hierfür ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes er-
forderlich. Zur Förderung erneuerbarer Energien im Stadtgebiet ist darüber 
hinaus eine Überdachung der geplanten Erweiterung des Parkplatzes mit 
Photovoltaikanlagen (sogenannte PV-Carports) angedacht. Auch diese mög-
liche künftige Entwicklung ist im Rahmen der Flächennutzungsplanänderung 
zur berücksichtigen. 

Änderungsbereiche IV, V und VII: In den Änderungsbereichen IV, V und VII wird 
durch die Änderung des Flächennutzungsplanes eine Anpassung an den tat-
sächlichen Bestand herbeigeführt. Im Änderungsbereich IV geschieht dies 
aufgrund des inzwischen erfolgten Neubaus eines Feuerwehrgebäudes, im 
Änderungsbereich V aufgrund des schon seit längerem bestehenden Natur-
parkzentrums "Nagelfluhkette" und der Verlegung des "AlpseeSkytrails". Im 
Änderungsbereich VII erfolgt die Anpassung an den inzwischen abgeschlos-
senen Erweiterungsbau der bestehenden Kindertagesstätte. 

Änderungsbereiche VI und VIII: In diesen Änderungsbereichen soll durch eine 
maßvolle Ausweisung kleinerer Wohnbauflächen (W) im Anschluss an beste-
hende Wohnbebauung Wohnraum zur Deckung des Bedarfs der überwiegend 
ortsansässigen Bevölkerung geschaffen werden. Im Änderungsbereich VI ist 
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zudem eine kleinere gemischte Baufläche (M) geplant, um die Möglichkeit ei-
ner späteren Nutzung der Fläche für einen Beherbergungs- oder Gastrono-
miebetrieb etc. zu eröffnen. 

Die Stadt sieht das Erfordernis, an geeigneten Stellen im Stadtgebiet Mög-
lichkeiten der Arrondierung bzw. kleinflächigen Erweiterung von Bestandsge-
bieten zu nutzen und diese Flächen einer baulichen Entwicklung zuzuführen. 

Dadurch erwächst der Stadt ein Erfordernis, bauleitplanerisch steuernd ein-
zugreifen. 
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 ……………………………………………….. 
 (Nico Sentner, 1. Bürgermeister) 
  
  
  
  
 Planer: 
  
  
 ……………………………………    Sieber Consult GmbH, Lindau (B)/Weingarten 
 (i.A. A. Eppinger) 

 


